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KURZE BEGRÜNDUNG 

Allgemein 

Der vorliegende Gesetzesvorschlag über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den 

Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) in der 

2. Säule enthält vielversprechende Ansätze, sich den umweltpolitischen Herausforderungen 

der EU zu stellen, indem er Anreize schafft und stärkt, nachhaltigere Landwirtschaft zu 

betreiben. Die neue Verordnung muss den Mitgliedsstaaten geeignete Instrumente zur 

Bewältigung ökologischer, sozialer sowie ökonomischer Herausforderungen zur Verfügung 

stellen. Viele der vorgeschlagenen Maßnahmen tragen dazu bei, dem Verlust der Artenvielfalt 

entgegenzutreten, Bodenerosion aufzuhalten und die Grundwasserqualität zu verbessern.  

Die aktuelle Reform darf keine verpasste Gelegenheit werden, substantielle Änderungen 

herbeizuführen. Das würde nicht nur auf Kosten der Umwelt, sondern auch auf die der 

Landwirte und der Steuerzahler der EU gehen. Deswegen ist die 2. Säule von besonderer 

Wichtigkeit. Die Mitgliedsstaaten müssen unterstützt werden, gut gestaltete Maßnahmen zu 

entwickeln, welche in pro-aktiver Weise die Bedürfnisse ländlicher Gemeinden erfüllen.  

 

Bereitstellung öffentlicher Güter 

Die Landwirtschaft und die ländlichen Gebiete müssen ihre Bemühungen verstärken, klima- 

und energiepolitische Ziele zu erreichen und die Biodiversitätsstrategie umzusetzen. Die 

Landwirte, die zusammen mit den Forstwirten die wichtigsten Landbewirtschafter sind, 

müssen darin unterstützt werden, weil die Marktpreise die Bereitstellung solcher öffentlichen 

Güter nicht widerspiegeln.  

 

Mindestausgabe für die Umwelt 

Es bedarf einer verpflichtenden Mindestausgabe für Umweltmaßnahmen in ländlichen 

Gebieten, einschließlich Agrar-Umwelt-Klima Maßnahmen, Natura 2000 sowie Vorhaben im 

Zuge der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und ökologische Landwirtschaft. Es ist 

dringend notwendig, dass die ökologischen und die damit verbundenen ökologisch-

landwirtschaftlichen sowie umweltspezifischen Maßnahmen in den EU Programmen zur 

ländlichen Entwicklung bevorzugt behandelt werden. Diese Mindestausgabe wird langfristig 

allen EU-Bürgern und der Gesellschaft insgesamt von Nutzen sein. 

 

Biologischer Landbau und „High nature value farming“ (HNVF) 

Biologischer Landbau und HNVF haben besondere Erfolge im Hinblick auf Nachhaltigkeit 

aufzuweisen und müssen daher horizontal durch einen Maßnahmenmix gefördert werden. 

Ökologische Landwirtschaft etwa hat gezeigt, dass sie sowohl positive ökologische Effekte 

als auch ökonomische Stabilität mit sich bringen kann, angefangen beim Schutz und der 

Verbesserung der Biodiversität, der Qualität von Boden und Wasser, Klimaschutz bis hin zu 

effizienterem Umgang mit natürlichen Ressourcen. Besonders die Unterstützung der 

ökologischen Landwirtschaft kann Arbeitsplätze schaffen, öffentliche Güter sowie das 

Angebot qualitativ hochwertiger Lebensmittel. 

 

Keine Finanzierung von Risikomanagement zu Lasten der Nachhaltigkeit 

Ziel der 2. Säule ist die nachhaltige Entwicklung des ländlichen Raums, diese Säule soll zu 

einem 'räumlich und ökologisch ausgewogenen, klimafreundlichen und -resistenten sowie 

innovativen Agrarsektor in der Union' beitragen. Diese Zielsetzung ist unvereinbar mit 
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Maßnahmen zur Finanzierung des Risikomanagements. Einkommensstabilisierung ist bereits 

in der 1. Säule geregelt, es besteht also keine Notwendigkeit diese zusätzlich in der 2. Säule 

zu verankern. Falls es spezielle Maßnahmen zum Risikomanagement geben soll, sollten diese 

in der 1. Säule festgelegt werden. Die Gefahr, dass mit Risikomanagement wichtige Mittel für 

Umwelt und Entwicklung im Versicherungssektor versickern, ist zu groß. 

 

Förderung der Ländlichen Entwicklung nicht nur in der Landwirtschaft 

Besonders wichtig ist die Entwicklung der lokalen Infrastruktur und lokaler 

Basisdienstleistungen in ländlichen Gebieten, um Abwanderungstendenzen 

entgegenzuwirken. Dazu gehört auch der Ausbau von Gesundheitsversorgungs- und 

Präventionseinrichtungen, die den regionalen Zugang zu Gesundheitseinrichtungen 

verbessern könnten. Im Sinne der "Europa 2020 Strategie" fördert dies auch die Schaffung 

von qualitativ hochwertigen Arbeitsplätzen (ÄrztInnen, ApotherkerInnen; 

KrankenpflegerInnen etc.) und sorgt so für mehr Beschäftigung. 
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 

den federführenden Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, folgende 

Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Um die nachhaltige Entwicklung der 

ländlichen Gebiete sicherzustellen, sollte 

sich die Förderung auf einige wenige 

Kernprioritäten konzentrieren, die auf 

Wissenstransfer und Innovation in der 

Land- und Forstwirtschaft und den 

ländlichen Gebieten, die 

Wettbewerbsfähigkeit aller 

Landwirtschaftsarten und die 

Lebensfähigkeit der landwirtschaftlichen 

Betriebe, die Organisation der 

Nahrungsmittelkette und das 

Risikomanagement in der Landwirtschaft, 

die Wiederherstellung, Erhaltung und 

Verbesserung von Ökosystemen, die von 

der Land- und Forstwirtschaft abhängig 

sind, Ressourceneffizienz und den 

Übergang zu einer kohlenstoffarmen 

Wirtschaft im Agrar-, Ernährungs- und 

Forstsektor sowie die Förderung der 

sozialen Eingliederung, die Bekämpfung 

der Armut und die wirtschaftliche 

Entwicklung der ländlichen Gebiete 

ausgerichtet sind. Dabei muss den 

unterschiedlichen Situationen, die in 

ländlichen Gebieten mit unterschiedlichen 

Merkmalen oder unterschiedlichen 

Kategorien potenzieller Begünstigter 

herrschen, und den übergreifenden 

Zielsetzungen Innovation, Umweltschutz, 

Eindämmung des Klimawandels und 

(5) Um die nachhaltige Entwicklung der 

ländlichen Gebiete sicherzustellen, sollte 

sich die Förderung auf einige wenige 

Kernprioritäten konzentrieren, die auf 

Wissenstransfer und Innovation in der 

Land- und Forstwirtschaft und den 

ländlichen Gebieten, die 

Wettbewerbsfähigkeit aller 

Landwirtschaftsarten und die 

Lebensfähigkeit der landwirtschaftlichen 

Betriebe, die Organisation der 

Nahrungsmittelkette in der Landwirtschaft, 

die Wiederherstellung, Erhaltung und 

Verbesserung von Ökosystemen, die von 

der Land- und Forstwirtschaft abhängig 

sind, Ressourceneffizienz und den 

Übergang zu einer kohlenstoffarmen 

Wirtschaft im Agrar-, Ernährungs- und 

Forstsektor sowie die Förderung der 

sozialen Eingliederung, die Bekämpfung 

der Armut und die wirtschaftliche 

Entwicklung der ländlichen Gebiete 

ausgerichtet sind. Dabei muss den 

unterschiedlichen Situationen, die in 

ländlichen Gebieten mit unterschiedlichen 

Merkmalen oder unterschiedlichen 

Kategorien potenzieller Begünstigter 

herrschen, und den übergreifenden 

Zielsetzungen Innovation, Umweltschutz, 

Eindämmung des Klimawandels und 

Anpassung an seine Auswirkungen 
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Anpassung an seine Auswirkungen 

Rechnung getragen werden. Die 

Klimaschutzmaßnahmen sollten sich 

sowohl auf die Begrenzung der Emissionen 

in der Land- und Forstwirtschaft aus 

Schlüsseltätigkeiten wie der Tierhaltung 

und der Verwendung von Düngemitteln als 

auch auf die Erhaltung von 

Kohlenstoffsenken und die Verstärkung 

der Kohlenstoffbindung bei der 

Flächennutzung, der Veränderung der 

Flächennutzung und im Forstsektor 

beziehen. Die EU-Priorität für die 

Entwicklung des ländlichen Raums 

betreffend den Wissenstransfer und die 

Innovation in der Land- und 

Forstwirtschaft und in ländlichen Gebieten 

sollte im Verhältnis zu den anderen EU-

Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums horizontal gelten. 

Rechnung getragen werden. Die 

Klimaschutzmaßnahmen sollten sich 

sowohl auf die Begrenzung der Emissionen 

in der Land- und Forstwirtschaft aus 

Schlüsseltätigkeiten wie der Tierhaltung 

und der Verwendung von Düngemitteln als 

auch auf die Erhaltung von 

Kohlenstoffsenken und die Verstärkung 

der Kohlenstoffbindung bei der 

Flächennutzung, der Veränderung der 

Flächennutzung und im Forstsektor 

beziehen. Die EU-Priorität für die 

Entwicklung des ländlichen Raums 

betreffend den Wissenstransfer und die 

Innovation in der Land- und 

Forstwirtschaft und in ländlichen Gebieten 

sollte im Verhältnis zu den anderen EU-

Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums horizontal gelten. 

Begründung 

Ziel der 2. Säule ist es, Landwirte zu unterstützen oder anzuregen, die ökologische, soziale 

und wirtschaftliche Widerstandsfähigkeit ihrer landwirtschaftlichen Betriebe und 

Gemeinschaften zu erhöhen. Deshalb wäre die Einführung des Risikomanagements 

unangemessen. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Die EU-Prioritäten sollten im Rahmen 

der nachhaltigen Entwicklung und der 

Förderung des Ziels des Schutzes und der 

Verbesserung der Umwelt durch die 

Europäische Union gemäß Artikel 11 und 

19 des Vertrags unter Berücksichtigung des 

Verursacherprinzips verfolgt werden. Im 

Einklang mit dem Bestreben, mindestens 

20 % der EU-Haushaltsmittel für den 

Klimaschutz aufzuwenden, sollten die 

Mitgliedstaaten unter Verwendung der 

von der Kommission per 

(6) Die EU-Prioritäten sollten im Rahmen 

der nachhaltigen Entwicklung und der 

Förderung des Ziels des Schutzes und der 

Verbesserung der Umwelt durch die 

Europäische Union gemäß Artikel 11 und 

19 des Vertrags unter Berücksichtigung des 

Verursacherprinzips verfolgt werden. Die 

Mitgliedstaaten sollten Informationen 

darüber bereitstellen, wie sie die 

Biodiversitätsstrategie umsetzen und 

gewährleisten, dass die Klimaschutzziele 

klar definiert und in die angenommene 
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Durchführungsrechtsakt angenommenen 
Methodik Informationen zur 

Unterstützung der Klimaschutzziele 

bereitstellen. 

Methodik integriert werden, um Projekte 

zu bevorzugen. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 7 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (7a) Aktivitäten im Rahmen dieser 

Verordnung sollten die im Rahmen 

anderer Finanzinstrumente der Union 

verfügbaren Maßnahmen unterstützen 

und nicht doppeln. 
 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Um das unverzügliche Anlaufen und 

die wirksame Durchführung der 

Entwicklungsprogramme für den 

ländlichen Raum sicherzustellen, sollte 

sich die Unterstützung aus dem ELER auf 

das Bestehen stabiler administrativer 

Rahmenbedingungen gründen. Die 

Mitgliedstaaten sollten daher die 

Einhaltung bestimmter Ex-ante-

Konditionalitäten prüfen. Jeder 

Mitgliedstaat sollte entweder ein nationales 

Entwicklungsprogramm für den ländlichen 

Raum für sein gesamtes Hoheitsgebiet oder 

ein Bündel von regionalen Programmen 

ausarbeiten. In jedem Programm sollten 

eine Strategie für die Verwirklichung von 

Zielen in Bezug auf die EU-Prioritäten für 

die Entwicklung des ländlichen Raums und 

eine Auswahl von Maßnahmen bestimmt 

werden. Die Programmplanung sollte mit 

den EU-Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums übereinstimmen, dabei 

(8) Um das unverzügliche Anlaufen und 

die wirksame Durchführung der 

Entwicklungsprogramme für den 

ländlichen Raum sicherzustellen, sollte 

sich die Unterstützung aus dem ELER auf 

das Bestehen stabiler administrativer 

Rahmenbedingungen gründen. Die 

Mitgliedstaaten sollten daher die 

Einhaltung bestimmter Ex-ante-

Konditionalitäten prüfen. Jeder 

Mitgliedstaat sollte entweder ein nationales 

Entwicklungsprogramm für den ländlichen 

Raum für sein gesamtes Hoheitsgebiet oder 

ein Bündel von regionalen Programmen 

unter anderem unter Berücksichtigung 

der jeweiligen besonderen ökologischen 

Situation ausarbeiten. In jedem Programm 

sollten eine Strategie für die 

Verwirklichung von Zielen in Bezug auf 

die EU-Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums und eine Auswahl von 

Maßnahmen bestimmt werden. Die 
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jedoch auch dem nationalen Kontext 

entsprechen und die anderen EU-Politiken 

ergänzen, insbesondere die 

Agrarmarktpolitik, die Kohäsionspolitik 

und die Gemeinsame Fischereipolitik. 

Mitgliedstaaten, die sich für ein Bündel 

von regionalen Programmen entscheiden, 

sollten auch die Möglichkeit haben, eine 

nationale Rahmenregelung ohne 

gesonderte Zuteilung von Finanzmitteln 

auszuarbeiten, um die Koordinierung 

zwischen den Regionen bei der 

Bewältigung nationaler Herausforderungen 

zu erleichtern. 

Programmplanung sollte mit den EU-

Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums übereinstimmen, dabei 

jedoch auch dem nationalen Kontext 

entsprechen und die anderen EU-Politiken 

ergänzen, insbesondere die 

Agrarmarktpolitik, die Kohäsionspolitik 

und die Gemeinsame Fischereipolitik. Die 

Mitgliedstaaten sollten ferner 

gewährleisten, dass ihre nationalen oder 

regionalen Programme mit anderen 

nationalen Programmen, wie den 

nationalen Aktionsplänen für 

erneuerbare Energien und den nationalen 

Waldprogrammen vereinbar sind. 

Mitgliedstaaten, die sich für ein Bündel 

von regionalen Programmen entscheiden, 

sollten auch die Möglichkeit haben, eine 

nationale Rahmenregelung ohne 

gesonderte Zuteilung von Finanzmitteln 

auszuarbeiten, um die Koordinierung 

zwischen den Regionen bei der 

Bewältigung nationaler Herausforderungen 

zu erleichtern. 
 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Den Mitgliedstaaten sollte es möglich 

sein, in ihre Entwicklungsprogramme für 

den ländlichen Raum thematische 

Teilprogramme aufzunehmen, um 

besondere Bedürfnisse in Gebieten, die für 

sie von besonderer Bedeutung sind, zu 

erfüllen. Die thematischen Teilprogramme 

sollten u.a. Junglandwirte, kleine 

landwirtschaftliche Betriebe, Berggebiete 

und die Schaffung kurzer 

Versorgungsketten betreffen. Thematische 

Teilprogramme sollten auch genutzt 

werden, um die Umstrukturierung von 

Agrarsektoren mit starker Auswirkung auf 

die Entwicklung ländlicher Gebiete zu 

(9) Den Mitgliedstaaten sollte es möglich 

sein, in ihre Entwicklungsprogramme für 

den ländlichen Raum thematische 

Teilprogramme aufzunehmen, um 

besondere Bedürfnisse in Gebieten, die für 

sie von besonderer Bedeutung sind, zu 

erfüllen. Die thematischen Teilprogramme 

sollten u.a. Junglandwirte, kleine 

landwirtschaftliche Betriebe, 

landwirtschaftliche Betriebe mit hohem 

Naturschutzwert(HNVF), Berggebiete, die 

Schaffung kurzer Versorgungsketten und 

die Lösung ökologischer 

Herausforderungen betreffen. 

Thematische Teilprogramme sollten auch 
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ermöglichen. Um das wirksame 

Funktionieren solcher thematischen 

Teilprogramme zu verbessern, sollte es den 

Mitgliedstaaten gestattet sein, für 

bestimmte darunter fallende Maßnahmen 

höhere Unterstützungssätze festzusetzen. 

genutzt werden, um die Umstrukturierung 

von Agrarsektoren mit starker Auswirkung 

auf die Entwicklung ländlicher Gebiete 

ohne negative soziale und ökologische 

Auswirkungen zu ermöglichen. Um das 

wirksame Funktionieren solcher 

thematischen Teilprogramme zu 

verbessern, sollte es den Mitgliedstaaten 

gestattet sein, für bestimmte darunter 

fallende Maßnahmen höhere 

Unterstützungssätze festzusetzen. 

Begründung 

Die Fortsetzung landwirtschaftlicher Bewirtschaftungssysteme von hohem Naturschutzwert 

(HNVF) ist gemeinsam mit Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung und für Artenvielfalt 

eines der Ziele der EU. Wenn die HNVF beibehalten werden sollen, ist jedoch ein neues 

Herangehen erforderlich. Das Ziel sollte darin bestehen, eine kohärente und wirksame 

Strategie für die Fortsetzung der HNVF in der gesamten EU zu entwickeln. Die mit den 

HNVF einhergehenden Herausforderungen sind nicht auf die Umwelt beschränkt, diese 

landwirtschaftlichen Bewirtschaftungssysteme sind sowohl in ökonomischer als auch sozialer 

Hinsicht sehr anfällig. Wenn wir eine gute Unterstützung für die HNVF finden, werden wir in 

der Lage sein, viele Landwirte davor zu bewahren, ihre Tätigkeit einzustellen, und viele 

andere Menschen in den ländlichen Gebieten zu halten. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 20 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(20) Das Produktionspotenzial des 

Agrarsektors kann mehr als das anderer 

Sektoren durch Naturkatastrophen 

beschädigt werden. Um die Rentabilität 

und Wettbewerbsfähigkeit der 

landwirtschaftlichen Betriebe angesichts 

solcher Katastrophen zu erhalten, sollte 

eine Unterstützung vorgesehen werden, 

damit die Landwirte das beschädigte 

landwirtschaftliche Potenzial 

wiederaufbauen können. Die 

Mitgliedstaaten sollten auch sicherstellen, 

dass die Kombination der EU-Regelung 

(insbesondere der 

Risikomanagementmaßnahme) mit 

(20) Das Produktionspotenzial des 

Agrarsektors kann mehr als das anderer 

Sektoren durch Naturkatastrophen 

beschädigt werden. Um die Rentabilität 

und Wettbewerbsfähigkeit der 

landwirtschaftlichen Betriebe angesichts 

solcher Katastrophen zu erhalten, sollte 

eine Unterstützung vorgesehen werden, 

damit die Landwirte das beschädigte 

landwirtschaftliche Potenzial 

wiederaufbauen können. Die 

Mitgliedstaaten sollten auch sicherstellen, 

dass die Kombination der EU-Regelung 

mit nationalen und privaten 

Entschädigungsregelungen nicht dazu 
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nationalen und privaten 

Entschädigungsregelungen nicht dazu 

führt, dass eine zu hohe Entschädigung 

gewährt wird. Um den effizienten und 

wirksamen Einsatz der ELER-

Haushaltsmittel sicherzustellen, sollte der 

Kommission die Befugnis zum Erlass von 

Rechtsakten gemäß Artikel 290 des 

Vertrags zur Festsetzung der im Rahmen 

dieser Maßnahme förderfähigen Kosten 

übertragen werden. 

führt, dass eine zu hohe Entschädigung 

gewährt wird. Um den effizienten und 

wirksamen Einsatz der ELER-

Haushaltsmittel sicherzustellen, sollte der 

Kommission die Befugnis zum Erlass von 

Rechtsakten gemäß Artikel 290 des 

Vertrags zur Festsetzung der im Rahmen 

dieser Maßnahme förderfähigen Kosten 

übertragen werden. 

Begründung 

Ziel der 2. Säule ist es, Landwirte zu unterstützen oder anzuregen, die ökologische, soziale 

und wirtschaftliche Widerstandsfähigkeit ihrer landwirtschaftlichen Betriebe und 

Gemeinschaften zu erhöhen. Deshalb wäre die Einführung des Risikomanagements 

unangemessen. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 21 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (21a) Eine gute Integration in die 

nachhaltige Energiepolitik der Union ist 

zu gewährleisten, erstrangig durch die 

Nachhaltigkeitsnormen für 

Biomasseerzeugung aus 

agrarwirtschaftlichen und 

forstwirtschaftlichen Tätigkeiten sowie 

durch eine steigende Energieeffizienz und 

die Nutzung erneuerbarer Energiequellen 

in der Landwirtschaft. 
 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 24 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (24a) Zur Erhaltung und zur 

Vergrößerung der Artenvielfalt in 

ländlichen Gebieten ist es notwendig, dass 
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die ländliche Entwicklung zur 

angemessenen Umsetzung des Natura-

2000-Netzes beiträgt, indem spezielle 

Instrumente für die Entwicklung von 

Managementpraktiken und die 

Umsetzung von Projekten, einschließlich 

besonderer Infrastrukturen 

(nichtproduktive Investitionen), eingesetzt 

werden.  

Begründung 

Für die Verbesserung der Artenvielfalt in ländlichen Gebieten ist es von entscheidender 

Bedeutung, dass die längliche Entwicklung zur vollen Umsetzung des Natura-2000-Netzes 

beiträgt, durch das mit der Verordnung über die Entwicklung des ländlichen Raums die 

Zuständigkeit für den entsprechenden Teil des Netzwerks übernommen wurde. Es besteht die 

Notwendigkeit der Koordinierung mit Strukturprogrammen (EFRE, Kohäsionsfonds) und 

LIFE, um sicherzustellen, dass sie sich ergänzende Rollen übernehmen und alle Erfordernisse 

im Zusammenhang mit Natura 2000 berücksichtigt werden. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 25 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(25) Die Forstwirtschaft ist ein integraler 

Bestandteil der ländlichen Entwicklung, 

und die Unterstützung einer nachhaltigen 

und klimafreundlichen Bodennutzung 

sollte die Entwicklung der Waldflächen 

und die nachhaltige Bewirtschaftung der 

Wälder einschließen. Während des 

Programmplanungszeitraums 2007-2013 

wurden verschiedene Arten der 

Unterstützung für 

Forstwirtschaftsinvestitionen und 

Waldbewirtschaftung durch eine Reihe von 

Maßnahmen abgedeckt. In dem Bemühen 

um Vereinfachung, aber auch, um es den 

Begünstigten zu erlauben, integrierte 

Projekte mit höherer Wertschöpfung 

auszuarbeiten und durchzuführen, sollte 

eine einzige Maßnahme alle Arten der 

Unterstützung für 

Forstwirtschaftsinvestitionen und 

(25) Die Forstwirtschaft ist ein integraler 

Bestandteil der ländlichen Entwicklung, 

und die Unterstützung einer nachhaltigen 

und klimafreundlichen Bodennutzung 

sollte die Entwicklung der Waldflächen 

und die nachhaltige Bewirtschaftung der 

Wälder einschließen. Während des 

Programmplanungszeitraums 2007-2013 

wurden verschiedene Arten der 

Unterstützung für 

Forstwirtschaftsinvestitionen und 

Waldbewirtschaftung durch eine Reihe von 

Maßnahmen abgedeckt. In dem Bemühen 

um Vereinfachung, aber auch, um es den 

Begünstigten zu erlauben, integrierte 

Projekte mit höherer Wertschöpfung 

auszuarbeiten und durchzuführen, sollte 

eine einzige Maßnahme alle Arten der 

Unterstützung für 

Forstwirtschaftsinvestitionen und 
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Waldbewirtschaftung abdecken. Diese 

Maßnahme sollte sich auf Folgendes 

beziehen: die Ausdehnung und 

Verbesserung der Forstressourcen durch 

die Aufforstung von Flächen und die 

Einrichtung von Agrarforstsystemen, die 

extensive Landwirtschaft mit 

Forstsystemen kombinieren, die 

Wiederherstellung von Wäldern nach 

Waldbränden oder anderen 

Naturkatastrophen und einschlägige 

Vorbeugemaßnahmen, Investitionen in 

neue Forstwirtschaftstechniken, die 

Verarbeitung und Vermarktung 

forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, um die 

wirtschaftliche und ökologische Leistung 

der Waldbesitzer zu verbessern, sowie 

nichtproduktive Investitionen zur Stärkung 

des Ökosystems, der Widerstandsfähigkeit 

und des ökologischen Werts der 

Waldökosysteme. Die Unterstützung darf 

nicht wettbewerbsverzerrend wirken und 

muss marktneutral sein. Somit sollten 

Beschränkungen hinsichtlich der Größe 

und des Rechtsstatus der Begünstigten 

vorgeschrieben werden. Vorbeugende 

Aktionen gegen Brände sollten in Gebieten 

erfolgen, die von den Mitgliedstaaten als 

Gebiete eingestuft wurden, deren 

Waldbrandrisiko mittel bis hoch ist. Alle 

vorbeugenden Aktionen sollten Teil eines 

Waldschutzplans sein. Das Auftreten einer 

Naturkatastrophe sollte im Fall einer 

Aktion zum Wiederaufbau des 

geschädigten forstwirtschaftlichen 

Potenzials von einer öffentlichen 

wissenschaftlichen Organisation anerkannt 

worden sein. Die forstwirtschaftliche 

Maßnahme sollte unter Berücksichtigung 

der internationalen Verpflichtungen der 

Europäischen Union und der 

Mitgliedstaaten sowie auf der Grundlage 

nationaler oder subnationaler 

Forstprogramme oder gleichwertiger 

Instrumente der Mitgliedstaaten getroffen 

werden, die ihrerseits den Verpflichtungen 

Rechnung tragen sollten, die auf den 

Ministerkonferenzen über den Schutz der 

Waldbewirtschaftung abdecken. Diese 

Maßnahme sollte sich auf Folgendes 

beziehen: die Ausdehnung und 

Verbesserung der Forstressourcen durch 

die Aufforstung von Flächen und die 

Einrichtung von Agrarforstsystemen, die 

extensive Landwirtschaft mit 

Forstsystemen kombinieren, die 

Wiederherstellung von Wäldern nach 

Waldbränden oder anderen 

Naturkatastrophen und einschlägige 

Vorbeugemaßnahmen, Investitionen in 

neue Forstwirtschaftstechniken, die 

Verarbeitung und Vermarktung 

forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, um die 

wirtschaftliche und ökologische Leistung 

der Waldbesitzer und Forstarbeiter zu 

verbessern, sowie nichtproduktive 

Investitionen zur Stärkung des 

Ökosystems, der Widerstandsfähigkeit und 

des ökologischen Werts der 

Waldökosysteme. Die Unterstützung darf 

nicht wettbewerbsverzerrend wirken, muss 

marktneutral und mit ökologischen Zielen 

kohärent sein. 

Waldbewirtschaftungspläne zusammen 

mit Aspekten der Artenvielfalt sollten für 

alle Wälder herangezogen werden, die im 

Rahmen von Programmen zur 

Entwicklung des ländlichen Raums 

finanziell unterstützt werden. Somit 

sollten Beschränkungen hinsichtlich der 

Größe und des Rechtsstatus der 

Begünstigten für die Holzerzeugung aber 

nicht für die Erzeugung anderer 

forstwirtschaftlicher Produkte 
vorgeschrieben werden. Vorbeugende 

Aktionen gegen Brände sollten in Gebieten 

erfolgen, die von den Mitgliedstaaten als 

Gebiete eingestuft wurden, deren 

Waldbrandrisiko mittel bis hoch ist, und 

über die Nutzung von Straßen und 

Wassertanks hinausgehen; modernisierte 

traditionelle Praktiken sollten einbezogen 

werden. Alle vorbeugenden Aktionen 

sollten obligatorischer Teil des 

Umweltschutzkapitels jedes 

Waldbewirtschaftungsplans sein. Das 
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Wälder in Europa eingegangen wurden. 

Die Maßnahme sollte zur Durchführung 

der Forststrategie der Europäischen Union 

beitragen. Damit sichergestellt ist, dass die 

Aufforstung von landwirtschaftlichen 

Flächen den umweltpolitischen Zielen 

entspricht, sollte der Kommission die 

Befugnis zum Erlass von Rechtsakten 

gemäß Artikel 290 des Vertrags zur 

Festlegung bestimmter 

Mindestumweltanforderungen übertragen 

werden. 

Auftreten einer Naturkatastrophe sollte im 

Fall einer Aktion zum Wiederaufbau des 

geschädigten forstwirtschaftlichen 

Potenzials von einer öffentlichen 

wissenschaftlichen Organisation anerkannt 

worden sein. Die forstwirtschaftliche 

Maßnahme sollte unter Berücksichtigung 

der internationalen Verpflichtungen der 

Europäischen Union und der 

Mitgliedstaaten sowie auf der Grundlage 

nationaler oder subnationaler 

Forstprogramme oder gleichwertiger 

Instrumente der Mitgliedstaaten getroffen 

werden, die ihrerseits den Verpflichtungen 

Rechnung tragen sollten, die auf den 

Ministerkonferenzen über den Schutz der 

Wälder in Europa eingegangen wurden. 

Die Maßnahme sollte zur Durchführung 

der Forststrategie der Europäischen Union 

beitragen. Damit sichergestellt ist, dass die 

Aufforstung von landwirtschaftlichen 

Flächen den umweltpolitischen Zielen 

entspricht, sollte der Kommission die 

Befugnis zum Erlass von Rechtsakten 

gemäß Artikel 290 des Vertrags zur 

Festlegung bestimmter 

Mindestumweltanforderungen übertragen 

werden. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 28 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(28) Die Zahlungen für Agrarumwelt- und 

Klimamaßnahmen sollten weiterhin eine 

herausragende Rolle bei der Förderung der 

nachhaltigen Entwicklung des ländlichen 

Raums und bei der Befriedigung der 

steigenden gesellschaftlichen Nachfrage 

nach Umweltdienstleistungen spielen. Sie 

sollten ferner die Landwirte und andere 

Landbewirtschafter weiterhin ermutigen, 

im Dienste der gesamten Gesellschaft 

Produktionsverfahren einzuführen bzw. 

(28) Die Zahlungen für Agrarumwelt- und 

Klimamaßnahmen sollten weiterhin eine 

herausragende Rolle bei der Förderung der 

nachhaltigen Entwicklung des ländlichen 

Raums und bei der Befriedigung der 

steigenden gesellschaftlichen Nachfrage 

nach öffentlichen Umweltgütern und -

dienstleistungen spielen. Sie sollten ferner 

die Landwirte und andere 

Landbewirtschafter weiterhin ermutigen, 

im Dienste der gesamten Gesellschaft 
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beizubehalten, die zur Eindämmung des 

Klimawandels und Anpassung daran 

beitragen und mit dem Schutz und der 

Verbesserung der Umwelt, des 

Landschaftsbildes und des ländlichen 

Lebensraums, der natürlichen Ressourcen, 

der Böden und der genetischen Vielfalt 

vereinbar sind. In diesem Zusammenhang 

sollte der Erhaltung genetischer 

Ressourcen in der Landwirtschaft und den 

zusätzlichen Bedürfnissen von 

Bewirtschaftungssystemen mit hohem 

Naturwert besondere Aufmerksamkeit 

geschenkt werden. Die Zahlungen sollten 

dazu beitragen, die zusätzlichen Kosten 

und Einkommensverluste infolge der 

eingegangenen Verpflichtungen zu decken, 

und sollten sich nur auf Verpflichtungen 

erstrecken, die unter Beachtung des 

Verursacherprinzips über die jeweiligen 

vorgeschriebenen Standards und 

Anforderungen hinausgehen. In vielen 

Situationen vervielfältigen die Synergien 

aus gemeinsam von einer Gruppierung von 

landwirtschaftlichen Erzeugern 

eingegangenen Verpflichtungen die 

günstigen Auswirkungen auf die Umwelt 

und das Klima. Eine gemeinsame Aktion 

bringt jedoch zusätzliche 

Transaktionskosten mit sich, die 

angemessen ausgeglichen werden sollten. 

Um sicherzustellen, dass die Landwirte 

und anderen Landbewirtschafter in der 

Lage sind, eine von ihnen eingegangene 

Verpflichtung ordnungsgemäß 

durchzuführen, sollten die Mitgliedstaaten 

dafür sorgen, dass sie über die 

erforderlichen Fähigkeiten und Kenntnisse 

verfügen. Die Mitgliedstaaten sollten die 

im Programmplanungszeitraum 2007-2013 

unternommenen Bemühungen fortsetzen 

und mindestens 25 % des ELER-

Gesamtbeitrags für jedes 

Entwicklungsprogramm für den ländlichen 

Raum auf die Eindämmung des 

Klimawandels und Anpassung an seine 

Folgen und die Landbewirtschaftung 

verwenden, über Agrarumwelt- und 

Produktionsverfahren einzuführen bzw. 

beizubehalten, die zur Eindämmung des 

Klimawandels auf dem Land und 

Anpassung daran beitragen und mit dem 

Schutz und der Verbesserung der Umwelt, 

des Landschaftsbildes und des ländlichen 

Lebensraums, der natürlichen Ressourcen, 

der Böden, der Artenvielfalt und der 

genetischen Vielfalt vereinbar sind. In 

diesem Zusammenhang sollte der 

Erhaltung genetischer Ressourcen in der 

Landwirtschaft und den zusätzlichen 

Bedürfnissen von 

Bewirtschaftungssystemen mit hohem 

Naturwert besondere Aufmerksamkeit 

geschenkt werden. Die Zahlungen sollten 

dazu beitragen, die zusätzlichen Kosten 

und Einkommensverluste infolge der 

eingegangenen Verpflichtungen zu decken, 

und sollten sich nur auf Verpflichtungen 

erstrecken, die unter Beachtung des 

Verursacherprinzips über die jeweiligen 

vorgeschriebenen Standards und 

Anforderungen hinausgehen. In vielen 

Situationen vervielfältigen die Synergien 

aus gemeinsam von einer Gruppierung von 

landwirtschaftlichen Erzeugern 

eingegangenen Verpflichtungen die 

günstigen Auswirkungen auf die Umwelt 

und das Klima. Eine gemeinsame Aktion 

bringt jedoch zusätzliche 

Transaktionskosten mit sich, die 

angemessen ausgeglichen werden sollten. 

Um sicherzustellen, dass die Landwirte, 

Waldbesitzer und anderen 

Landbewirtschafter in der Lage sind, eine 

von ihnen eingegangene Verpflichtung 

ordnungsgemäß durchzuführen, sollten die 

Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass sie über 

die erforderlichen Fähigkeiten und 

Kenntnisse verfügen. Die Mitgliedstaaten 

sollten die im Programmplanungszeitraum 

2007-2013 unternommenen Bemühungen 

fortsetzen und mindestens 35 % des ELER-

Gesamtbeitrags für jedes 

Entwicklungsprogramm für den ländlichen 

Raum auf die Eindämmung des 

Klimawandels und Anpassung an seine 
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Klimamaßnahmen, 

ökologischen/biologischen Landbau und 

Zahlungen an Landwirte in Gebieten, die 

aus naturbedingten oder anderen 

spezifischen Gründen benachteiligt sind.  

Folgen und die Landbewirtschaftung 

verwenden, über Agrarumwelt- und 

Klimamaßnahmen, 

ökologischen/biologischen Landbau und 

Zahlungen an Landwirte in Gebieten, die 

aus naturbedingten oder anderen 

spezifischen Gründen benachteiligt sind, 

Direktzahlungen im Rahmen von Natura 

2000 und der Wasserrahmenrichtlinie, 

Investitionen zur Verbesserung der 

Widerstandsfähigkeit und des 

ökologischen Werts von 

Waldökosystemen, Waldumwelt- und -

klimadienstleistungen sowie Erhaltung 

der Wälder. 

Besonderer Wert sollte auf den Übergang 

von derzeitigen auf künftige 

Agrarumwelt- und Klimaverpflichtungen 

durch Landwirte und Landbewirtschafter 

gelegt werden, wobei die Änderung der 

Bezugsdaten zu berücksichtigen ist. 

Begründung 

Derzeit besteht bereits eine obligatorische Regelung, mindestens 25% zu verwenden. Deshalb 

ist es wichtig, die Mindestausgaben von 25% auf 35 % zu erhöhen. Die Bezugsdaten sind die 

rechtliche "Basis" von der man die Berechnung der Zahlungen im Rahmend der 2. Säule 

beginnen kann.  Es ist somit wichtig, in der 2. Säule Maßnahmen zu ergreifen, die sowohl 

über die übergreifende Abdeckung als auch über das für die Ökologisierung Erforderliche 

hinausgeht (unter Vermeidung von Doppelzahlungen). Da die Ökologisierung eingeführt ist, 

ändern sich die Bezugsdaten, somit ist es wichtig, dass die Agrarumwelt- und 

Klimaverpflichtungen über diese Bezugsdaten hinausgehen. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 37 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(37) Die Landwirte sind heutzutage 

infolge des Klimawandels und der 

größeren Preisvolatilität wachsenden 

Wirtschafts- und Umweltrisiken 

ausgesetzt. In diesem Zusammenhang 

wird ein wirksames Risikomanagement 

für die Landwirte immer wichtiger. 

entfällt 
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Deshalb sollte eine 

Risikomanagementmaßnahme eingeführt 

werden, um die Landwirte dabei zu 

unterstützen, den Risiken zu begegnen, 

mit denen sie am häufigsten konfrontiert 

werden. Die im Rahmen der Maßnahme 

gewährte Unterstützung sollte daher die 

von den Landwirten für die Ernte-, Tier- 

und Pflanzenversicherung gezahlten 

Prämien, die Einrichtung von Fonds auf 

Gegenseitigkeit und die Entschädigung 

abdecken, die aus diesen Fonds für die 

Verluste an die Landwirte ausgezahlt 

werden, die diesen infolge des Ausbruchs 

von Tierseuchen oder 

Pflanzenkrankheiten oder 

Umweltvorfällen entstanden sind. Es 

sollte auch ein 

Einkommensstabilisierungsinstrument in 

Form eines Fonds auf Gegenseitigkeit 

abgedeckt werden, um die Landwirte zu 

unterstützen, die einen erheblichen 

Einkommensrückgang verzeichnen. Um 

sicherzustellen, dass alle Landwirte in der 

Europäischen Union gleich behandelt 

werden, der Wettbewerb nicht verzerrt 

wird und die internationalen 

Verpflichtungen der Union eingehalten 

werden, sollten Sonderbedingungen für 

die Gewährung einer Unterstützung im 

Rahmen dieser Maßnahmen vorgesehen 

werden. Um den effizienten und 

wirksamen Einsatz der ELER-

Haushaltsmittel sicherzustellen, sollte der 

Kommission die Befugnis zum Erlass von 

Rechtsakten gemäß Artikel 290 des 

Vertrags für die Festsetzung der Mindest- 

und Höchstlaufzeit der Darlehen zu 

Marktbedingungen übertragen werden. 

Begründung 

Säule spezielle Einkommensstabilisierungen gegen Risiken aufzunehmen, da bereits in der 1. 

Säule eine Grundeinkommensstabilisierung geregelt ist. Wenn diese Frage in den 

Rechtstexten geregelt werden muss, dann sollte Risikomanagement Teil der 1. Säule sein. Ziel 

der 2. Säule ist es, Landwirte zu unterstützen oder anzuregen, die ökologische, soziale und 

wirtschaftliche Widerstandsfähigkeit ihrer landwirtschaftlichen Betriebe und Gemeinschaften 

zu erhöhen. Deshalb wäre die Einführung solcher Maßnahmen unangemessen. 
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Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 47 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(47) Um zur Verwirklichung der Ziele der 

EIP „Produktivität und Nachhaltigkeit in 

der Landwirtschaft“ beizutragen, sollte ein 

EIP-Netzwerk geschaffen werden, um 

operationelle Gruppen, Beratungsdienste 

und Forscher, die mit der Durchführung 

von Aktionen für die Innovation in der 

Landwirtschaft beschäftigt sind, zu 

vernetzen. Es sollte als Teil der 

technischen Hilfe auf EU-Ebene finanziert 

werden. 

(47) Um zur Verwirklichung der Ziele der 

EIP „Produktivität und Nachhaltigkeit in 

der Landwirtschaft“ beizutragen, sollte ein 

EIP-Netzwerk geschaffen werden, um 

operationelle Gruppen, einschließlich 

Beratungsdienste, NRO und Forscher, die 

mit der Durchführung von Aktionen für die 

Innovation in der Landwirtschaft 

beschäftigt sind, zu vernetzen. Es sollte als 

Teil der technischen Hilfe auf EU-Ebene 

finanziert werden. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der ELER trägt zur Strategie „Europa 

2020“ bei, indem er die nachhaltige 

Entwicklung des ländlichen Raums in der 

gesamten Europäischen Union in 

Ergänzung zu den anderen Instrumenten 

der Gemeinsamen Agrarpolitik 

(nachstehende „GAP“), der 

Kohäsionspolitik und der Gemeinsamen 

Fischereipolitik fördert. Er trägt zu einem 

räumlich und ökologisch ausgewogenen, 

klimafreundlichen und -resistenten sowie 

innovativen Agrarsektor in der Union bei. 

Der ELER trägt zur Strategie „Europa 

2020“ bei, indem er die nachhaltige 

Entwicklung des ländlichen Raums in der 

gesamten Europäischen Union in 

Ergänzung zu den anderen Instrumenten 

der Gemeinsamen Agrarpolitik 

(nachstehende „GAP“), der 

Kohäsionspolitik und der Gemeinsamen 

Fischereipolitik fördert. Er trägt zu einem 

räumlich und ökologisch ausgewogenen, 

klimafreundlichen und -resistenten sowie 

innovativen Agrar- und Forstsektor in der 

Union bei. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Nummer 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Wettbewerbsfähigkeit der 

Landwirtschaft, 

(1) Wettbewerbsfähigkeit der Land- und 

Forstwirtschaft, 

Begründung 

Die Ziele und Prioritäten der Politik zur ländlichen Entwicklung sollten dazu beitragen, die 

Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft zu erreichen. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 2 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Verbesserung der 

Wettbewerbsfähigkeit aller Arten von 

Landwirtschaft und der Rentabilität der 

landwirtschaftlichen Betriebe mit 

Schwerpunkt auf den folgenden Bereichen: 

(2) Verbesserung der 

Wettbewerbsfähigkeit aller Arten von 

Land- und Forstwirtschaft und der 

Rentabilität der landwirtschaftlichen 

Betriebe mit Schwerpunkt auf den 

folgenden Bereichen: 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Nummer 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) nachhaltige Bewirtschaftung der 

natürlichen Ressourcen und 

Klimaschutzpolitik, 

(2) nachhaltige Bewirtschaftung der 

natürlichen Ressourcen, einschließlich 

Wasser, Boden, Artenvielfalt, Energie und 

Maßnahmen zu Bekämpfung von 

Klimawandel sowie nachhaltiger 

Bewirtschaftungssysteme, die sich den 

Folgen des Klimawandels anpassen, 
 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Nummer 3 a (neu) 



 

AD\913131DE.doc 19/87 PE486.102v02-00 

 DE 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) ein gerechter und angemessener 

Lebensstandard für die lokalen von 

ländlichen Aktivitäten abhängigen 

Gemeinschaften; 
 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Stärkung der Verbindungen zwischen 

Land- und Forstwirtschaft und Forschung 

und Innovation; 

(b) Stärkung der Verbindungen zwischen 

nachhaltigen Praktiken in Land- und 

Forstwirtschaft und Forschung und 

Innovation; 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) Stärkung und Entwicklung von 

Bildungs- und Fördersystemen für junge 

Landwirte; 
 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 3 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) bessere Einbeziehung der 

Primärerzeuger in die Nahrungsmittelkette 

durch Qualitätssicherungssysteme, die 

Verkaufsförderung auf lokalen Märkten 

und kurze Versorgungswege, 

Erzeugergruppierungen und 

Branchenorganisationen; 

(a) bessere Einbeziehung der 

Primärerzeuger und Verbraucher in die 

Nahrungsmittelkette durch 

Qualitätssicherungssysteme, die 

Verkaufsförderung auf lokalen Märkten 

und kurze Versorgungswege, 

Erzeugergruppierungen, Erzeuger-

Verbrauchergruppierungen und 
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Branchenorganisationen; 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Förderung einer Organisation der 

Nahrungsmittelkette und Förderung des 

Risikomanagements in der Landwirtschaft 

mit Schwerpunkt auf den folgenden 

Bereichen: 

(3) Förderung einer Organisation der 

Nahrungsmittelkette in der Landwirtschaft 

mit Schwerpunkt auf den folgenden 

Bereichen: 

(a) bessere Einbeziehung der 

Primärerzeuger in die Nahrungsmittelkette 

durch Qualitätssicherungssysteme, die 

Verkaufsförderung auf lokalen Märkten 

und kurze Versorgungswege, 

Erzeugergruppierungen und 

Branchenorganisationen; 

(a) bessere Einbeziehung der 

Primärerzeuger in die Nahrungsmittelkette 

durch Qualitätssicherungssysteme, die 

Verkaufsförderung auf lokalen Märkten 

und kurze Versorgungswege, 

Erzeugergruppierungen und 

Branchenorganisationen; 

(b) Unterstützung des Risikomanagements 

in den landwirtschaftlichen Betrieben; 

 

Begründung 

Es ist nicht erforderlich, in der 2. Säule spezielle Einkommensstabilisierungen gegen Risiken 

vorzunehmen, da bereits in der 1. Säule eine Grundeinkommensstabilisierung geregelt ist. 

Wenn diese Frage in den Rechtstexten geregelt werden muss, dann sollte Risikomanagement 

Teil der 1. Säule sein. Es ist wichtig zu unterstreichen, dass Ziel 4 gestellt wurde, um 

öffentliche Umweltgüter und –dienstleistungen anzubieten. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 4 – Einleitung 
 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Wiederherstellung, Erhaltung und 

Verbesserung der von der Land- und 

Forstwirtschaft abhängigen Ökosysteme 

mit Schwerpunkt auf den folgenden 

Bereichen: 

(4) Wiederherstellung, Erhaltung und 

Verbesserung der von der Land- und 

Forstwirtschaft und agrarökologischen 

und agrarforstwirtschaftlichen Systemen 
abhängigen Ökosysteme sowie Stärkung 

einer ausgewogenen Tierhaltung mit 

Schwerpunkt auf die Bereitstellung von 
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öffentlichen Umweltgütern und –

dienstleistungen in den folgenden 

Bereichen: 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Wiederherstellung und Erhaltung der 

biologischen Vielfalt, auch in Natura-2000-

Gebieten sowie landwirtschaftlichen 

Systemen von hohem Naturschutzwert, und 

des Zustands der europäischen 

Landschaften; 

(a) Wiederherstellung, Erhaltung und 

nachhaltige Nutzung der biologischen 

Vielfalt und genetischen Vielfalt in 

Agrarbetrieben, auch in Natura-2000-

Gebieten sowie landwirtschaftlichen 

Systemen von hohem Naturschutzwert, und 

des Zustands der europäischen 

Landschaften; 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Verbesserung der 

Bodenbewirtschaftung; 

(c) Verbesserung der Bodenstruktur, 

dessen Widerstandsfähigkeit gegen 

Erosion und extreme Wetterereignisse, 

Fruchtbarkeit und Bewirtschaftung. 
 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe c a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) ausgewogene Tierhaltung; 

Begründung 

Eine ausgewogene Tierhaltung schließt sowohl Tierschutz als auch Tiergesundheit ein. Es 

besteht eine Notwendigkeit den Tierschutz und die Tiergesundheit in der EU weiter zu 
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stärken. In Übereinstimmung mit der EU Strategie 2020 würde durch sie die EU-

Nahrungsmittelerzeugung und somit ihre Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden. Eine 

ausgewogene Tierhaltung bietet den Verbrauchern ferner Erzeugnisse an, die 

ressourceneffizient und nachhaltig erzeugt wurden. Es besteht ferner eine Verbindung 

zwischen Tiergesundheit und öffentlicher Gesundheit (Zoonosen und antimikrobische 

Resistenz). 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 5 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Förderung der Ressourceneffizienz und 

Unterstützung des Agrar-, Ernährungs- und 

Forstsektors beim Übergang zu einer 

kohlenstoffarmen und klimaresistenten 

Wirtschaft mit Schwerpunkt auf den 

folgenden Bereichen: 

(5) Förderung von Energieeinsparungen 

und der ressourceneffizienten Nutzung 

agrarwirtschaftlicher Ressourcen und 

Unterstützung des Agrar-, Ernährungs- und 

Forstsektors beim Übergang zu einer 

kohlenstoffarmen und klimaresistenten 

Wirtschaft mit Schwerpunkt auf den 

folgenden Bereichen: 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Verbesserung der Effizienz der 

Wassernutzung in der Landwirtschaft; 

(a) Verbesserung der Effizienz, 

Nachhaltigkeit und Sparsamkeit bei der 

Wassernutzung in der Landwirtschaft; 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Verbesserung der Effizienz der 

Energienutzung in der Landwirtschaft und 

der Nahrungsmittelverarbeitung; 

(b) Verbesserung der Energieeinsparung, 

der Effizienz der Energienutzung und der 

Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft und 

der Nahrungsmittelverarbeitung; 
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Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Erleichterung der Lieferung und 

Verwendung von erneuerbaren 

Energiequellen, von Nebenerzeugnissen, 

Abfällen, Rückständen und anderen Non-

Food-Ausgangserzeugnissen für die 

Biowirtschaft; 

(c) Erleichterung der Produktion, der 

lokalen Lieferung und Verwendung von 

erneuerbaren Energiequellen, von 

Nebenerzeugnissen, Abfällen, Rückständen 

und anderen Non-Food-

Ausgangserzeugnissen für die 

Biowirtschaft; 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Nummer 6 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Erleichterung der Diversifizierung, 

Gründung neuer Kleinbetriebe und 

Schaffung von Arbeitsplätzen; 

(a) Erleichterung der Diversifizierung, 

Gründung neuer Kleinbetriebe, 

Entwicklung bestehender Kleinbetriebe 
und Schaffung von Arbeitsplätzen; 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Alle Prioritäten müssen den übergreifenden 

Zielsetzungen Innovation, Umweltschutz, 

Eindämmung des Klimawandels und 

Anpassung an seine Auswirkungen 

Rechnung tragen. 

Alle Prioritäten müssen den übergreifenden 

Zielsetzungen Innovation, Umweltschutz, 

öffentlicher Gesundheit, Eindämmung des 

Klimawandels und Anpassung an seine 

Auswirkungen unter Gewährleistung 

eines hohen Niveaus im Tierschutz 
Rechnung tragen. 

Begründung 

Gemäß Artikel 13 des Vertrags ist festgelegt, dass die EU bei der Verabschiedung 

agrarpolitischer Maßnahmen den Tierschutz umfassend berücksichtigen muss. Die EU sollte 

sicherstellen, dass innovative Techniken und Erzeugungsmethoden, durch die 
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Treibhausgasemissionen vermindert werden, sich nicht negativ auf das Wohlergehen von 

Nutztieren auswirken. 
 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kohärenz zwischen der 

Unterstützung aus dem ELER und den im 

Rahmen des Europäischen Garantiefonds 

für die Landwirtschaft finanzierten 

Maßnahmen muss gewährleistet sein. 

1. Die Kohärenz zwischen der 

Unterstützung aus dem ELER und den im 

Rahmen des Europäischen Garantiefonds 

für die Landwirtschaft finanzierten 

Maßnahmen oder anderen EU-

Finanzinstrumenten muss gewährleistet 

sein. 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 
(ba) Lösung ökologischer 

Herausforderungen 

Begründung 

Ökologische Herausforderungen, denen der europäische Lebensmittel- und Agrarsektor 

gegenüberstehen, wie sie sich in den Prioritäten 4 und 5 der Unon widerspiegeln, sollten für 

die Mitgliedstaaten deutlich gekennzeichnet werden, indem sie ermutigt werden, ein 

Unterprogramm für ökologische Herausforderungen einzubeziehen, um die zunehmenden 

Probleme in Bezug auf Erhaltung und Verbesserung der Artenvielfalt, den Schutz von 

Gewässern, gesunde Böden usw. anzugehen. 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 – Buchstabe b b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 
(bb) landwirtschaftliche 

Bewirtschaftungssysteme mit hohem 
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Naturwert (HNVF) 

Begründung 

Ökologische Herausforderungen, denen der europäische Lebensmittel- und Agrarsektor 

gegenüberstehen, wie sie sich in den Prioritäten 4 und 5 der Unon widerspiegeln, sollten für 

die Mitgliedstaaten deutlich gekennzeichnet werden, indem sie ermutigt werden, ein 

Unterprogramm für ökologische Herausforderungen einzubeziehen, um die zunehmenden 

Probleme in Bezug auf Erhaltung und Verbesserung der Artenvielfalt, den Schutz von 

Gewässern, gesunde Böden usw. anzugehen. 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe b – Unterabsatz 2  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Analyse muss sich auf die EU-

Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums gründen. Besondere 

Bedürfnisse betreffend die Umwelt, die 

Eindämmung des Klimawandels und 

Anpassung an seine Auswirkungen sowie 

die Innovation werden nach Maßgabe der 

EU-Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums bewertet, so dass 

geeignete Reaktionen in diesen beiden 

Bereichen auf Ebene jeder Priorität 

identifiziert werden können; 

Die Analyse muss sich auf die EU-

Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums und die Umwelt gründen 

und sollte auf dem gesamten bestehenden 

Umweltrecht und den vorhandenen 

Umweltdaten aufbauen. Besondere 

Bedürfnisse betreffend die Umwelt, 

Artenvielfalt und wildlebende Arten, 

Gewässer- und Bodenbewirtschaftung, die 

Eindämmung des Klimawandels und 

Anpassung an seine Auswirkungen sowie 

die Innovation werden nach Maßgabe der 

EU-Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums bewertet, so dass 

geeignete Reaktionen in diesen beiden 

Bereichen auf Ebene jeder Priorität 

identifiziert werden können; 

Begründung 

Ohne eine strenge SWOT Analyse ist es schwieriger, besondere Maßnahmen zu entwickeln. 

Außerdem schätzt die Europäische Kommission, dass die nicht ordnungsgemäße Einhaltung 

des Umweltrechts der EU jährlich 50 Milliarden Euro an Gesundheits- und Umweltkosten 

verursacht. Die Erhaltung und Förderung landwirtschaftlicher Bewirtschaftung mit hohem 

Naturwert ist entscheidend, um auch außerhalb von Natura 2000 Gebieten Ziele bezogen auf 

die Artenvielfalt zu erreichen, weshalb sie besonders erwähnt werden sollte. 

 

Änderungsantrag 36 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe c – Ziffer i 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

i) sie relevante Maßnahmenkombinationen 

hinsichtlich der im Programm aufgeführten 

EU-Prioritäten für die Entwicklung des 

ländlichen Raums enthalten, die sich 

logischerweise aus der Ex-ante-Beurteilung 

gemäß Buchstabe a und der Analyse 

gemäß Buchstabe b ergeben; 

i) sie relevante Maßnahmenkombinationen 

hinsichtlich jeder im Programm 

aufgeführten EU-Priorität für die 

Entwicklung des ländlichen Raums 

enthalten, die sich logischerweise aus der 

Ex-ante-Beurteilung gemäß Buchstabe a 

und der Analyse gemäß Buchstabe b 

ergeben, um ökologische und klimatische 

Herausforderungen globaler Bedeutung 

anzugehen; bei der Ausarbeitung ihres 

Entwicklungsprogramms für den 

ländlichen Raum berücksichtigen die 

Mitgliedstaaten Maßnahmen gemäß 

Artikel 29, 30, 31, 34 und 35 dieser 

Verordnung; 

Begründung 

Mit den Prioritäten 4 und 5 der Unio, wird die Notwendigkeit klar widergespiegelt 

europäische Landbaumethoden zukünftig stärker auf einen nachhaltigen Weg auszurichten. 

Es ist deshalb entscheidend, dass Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen, 

ökologischer/biologischer Landbau, Natura 2000 sowie Wasserrahmenrichtlinie und 

Tierschutz obligatorische Maßnahmen und Punkte im Rahmen aller EU 

Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum sind, um ökologische Qualität umfassend 

voranzubringen und Wettbewerbsfähigkeit und wirtschaftliche Nachhaltigkeit in und zwischen 

den Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe c – Ziffer iv 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

iv) sie zweckmäßige Konzepte für 

Innovation, Umweltschutz einschließlich 

der spezifischen Erfordernisse von Natura-

2000-Gebieten, Abschwächung des 

Klimawandels und Anpassung enthalten; 

iv) sie zweckmäßige Konzepte für 

Innovation, Umweltschutz einschließlich 

der spezifischen Erfordernisse von Natura-

2000-Gebieten, landwirtschaftliche 

Bewirtschaftung mit hohem Naturwert, 

ökologischen/biologischen Landbau sowie 
Abschwächung des Klimawandels und 

Anpassung enthalten; 
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Begründung 

Ohne eine strenge SWOT Analyse ist es schwieriger, besondere Maßnahmen zu entwickeln. 

Außerdem schätzt die Europäische Kommission, dass die nicht ordnungsgemäße Einhaltung 

des Umweltrechts der EU jährlich 50 Milliarden Euro an Gesundheits- und Umweltkosten 

verursacht. Die Erhaltung und Förderung landwirtschaftlicher Bewirtschaftung mit hohem 

Naturwert ist entscheidend, um auch außerhalb von Natura 2000 Gebieten Ziele bezogen auf 

die Artenvielfalt zu erreichen, weshalb sie besonders erwähnt werden sollte. 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe m 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(m) Angaben zur Komplementarität mit 

den im Rahmen von anderen Instrumenten 

der Gemeinsamen Agrarpolitik, der 

Kohäsionspolitik oder durch den EMFF 

finanzierten Maßnahmen; 

(m) Angaben zur Komplementarität mit 

den im Rahmen von anderen Instrumenten 

der Gemeinsamen Agrarpolitik, der 

Kohäsionspolitik oder durch den EMFF 

finanzierten Maßnahmen, und zur 

Anwendung von unter Titel IV der 

Verordnung (EU) Nr. [GSR/2012] 

genannten Finanzinstrumenten. 

Begründung 

Es wird Bezug genommen auf die GSR-Verordnung, in dessen Titel IV verschiedene Arten von 

Finanzinstrumenten aufgelistet werden. Um sicherzustellen, dass diese Instrumente auch für 

die ländliche Entwicklung (u.a. revolvierende Fonds) genutzt werden können, wird auf Titel 

IV verwiesen. 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe p a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (pa) Die Mitgliedstaaten setzen die im 

Programmplanungszeitraum 2007-2013 

unternommenen Bemühungen 

mindestens fort und verwenden 

mindestens 35 % des ELER-

Gesamtbeitrags für jedes 

Entwicklungsprogramm für den 

ländlichen Raum zur Eindämmung des 
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Klimawandels und zur Anpassung an 

seine Folgen sowie zur nachhaltigen 

Landbewirtschaftung über Zahlung für 

Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen, für 

ökologischen/biologischen Landbau und 

für Förderungen im Rahmen von Natura 

2000 und der Wasserrahmenrichtlinie, 

über Zahlungen an Landwirte in 

Gebieten, die aus naturbedingten oder 

anderen spezifischen Gründen 

benachteiligt sind, über Investitionen zur 

Verbesserung der Widerstandsfähigkeit 

und des ökologischen Werts von 

Waldökosystemen, Waldumwelt- und -

Klimadienstleistungen sowie zur 

Erhaltung der Wälder. 

Begründung 

Im laufenden Programmzeitraum gibt es bereits eine 25% Mindestschwelle für Ausgaben in 

die 2. Säule, das sollte nicht nur fortgesetzt sondern auf eine Mindestschwelle 35% der 

Ausgaben erhöht werden. Alle spezifischen Umweltmaßnahmen sollten einbezogen werden 

(Umwelt- und Klimamaßnahmen, biologische, Natura 2000, Wasserrahmenrichtlinie, 

Forstumwelt usw.) jedoch sollten keine nicht spezifischen Umweltmaßnahmen (benachteiligte 

Gebiete) angerechnet werden. 

 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstaben p a bis p c (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (pa) die Mindestgröße für Forstbetriebe, 

für die der Empfang von Unterstützungen 

von der Vorlage eines 

Waldbewirtschaftungsplans oder eines 

gleichwertigen Instruments und den 

möglichst in den 

Waldbewirtschaftungsplan 

aufzunehmenden gewählten Maßnahmen 

zur Erhaltung der Artenvielfalt abhängig 

ist; 

 (pb) die Festlegung von Bereichen oder 

Landarten, die aufgeforstet werden 

können, um negative Auswirkungen auf 

Artenvielfalt, Umwelt oder Grasland-
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Lebensräume zu vermeiden; 

 (pc) einen Standard für gute 

forstwirtschaftliche Praktiken, der die 

Grundlage für die Unterstützung von 

Forstmaßnahmen gemäß der Verordnung 

für ländliche Entwicklung bildet. 

 
 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Unterstützung kann auch den 

kurzzeitigen Austausch von Landwirten 

und den Besuch landwirtschaftlicher 

Betriebe umfassen. 

Die Unterstützung kann auch den 

kurzzeitigen Austausch von Landwirten 

und Forstarbeitern und den Besuch 

landwirtschaftlicher Betriebe umfassen. 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) den Landwirten, Waldbesitzern und 

KMU in ländlichen Gebieten bei der 

Inanspruchnahme von Beratungsdiensten 

zur Verbesserung der wirtschaftlichen und 

ökologischen Leistung sowie der 

Klimafreundlichkeit und -resistenz ihres 

Betriebs oder Unternehmens und/oder ihrer 

Investition zu helfen; 

(a) den Landwirten, Waldbesitzern und 

KMU in ländlichen Gebieten bei der 

Inanspruchnahme von Beratungsdiensten 

zur Verbesserung der wirtschaftlichen und 

ökologischen Leistung sowie der 

Klimafreundlichkeit und -resistenz wie 

auch der Einhaltung von 

Tierschutznormen ihres Betriebs oder 

Unternehmens und/oder ihrer Investition 

zu helfen sowie die Landwirte bei der 

Verarbeitung und Vermarktung ihrer 

Erzeugnisse zu unterstützen; 

Begründung 

Um der neuen Tierschutzstrategie 2012-2015 zu entsprechen, in der verstärkte Synergien mit 

der GAP gefordert wird, sollte der Tierschutz umfassend in Beratungsdienste einbezogen 

werden, auch da er ein fester Teil der nachhaltigen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung ist. 
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Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) die Ausbildung von Beratern zu 

fördern. 

(c) die Ausbildung von Beratern mit dem 

spezifischen Ziel zu fördern, entwickelte 

nachhaltige Bewirtschaftungssysteme wie 

ökologischen Landbau zu unterstützen. 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die zur Beratung ausgewählten Behörden 

oder Stellen müssen über angemessene 

Ressourcen in Form von regelmäßig 

geschultem und qualifiziertem Personal, 

Erfahrung in der Beratungstätigkeit und 

Verlässlichkeit hinsichtlich der 

Beratungsbereiche verfügen. Die 

Begünstigten werden anhand von 

Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen ausgewählt. Das 

Auswahlverfahren muss objektiv sein und 

sowohl öffentlichen als auch privaten 

Einrichtungen offenstehen. 

Die zur Beratung ausgewählten Behörden 

oder Stellen müssen über angemessene 

Ressourcen in Form von regelmäßig 

geschultem und qualifiziertem Personal, 

Erfahrung in der Beratungstätigkeit und 

Verlässlichkeit hinsichtlich der 

Beratungsbereiche verfügen. Die 

Begünstigten werden anhand von 

Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen ausgewählt. Das 

Auswahlverfahren muss objektiv sein und 

sowohl öffentlichen als auch 

genossenschaftlichen und privaten 

Einrichtungen offenstehen. 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 4 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Beratung der Landwirte muss mit 

mindestens einer EU-Priorität für die 

Entwicklung des ländlichen Raums in 

Verbindung stehen und mindestes eines 

der folgenden Elemente betreffen: 

4. Die Beratung der Landwirte muss mit 

mindestens einer EU-Priorität für die 

Entwicklung des ländlichen Raums in 

Verbindung stehen und folgende Elemente 

betreffen: 
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Begründung 

Um die Effizienz von Betriebsberatungsdiensten für Landwirte zu gewährleisten, muss der 

Zugang zu umfassenden Informationen in allen Mitgliedstaaten möglich sein, um den 

Übergang zu stärker nachhaltigen landwirtschaftlichen Methoden zu unterstützen. Der 

ökologische/biologische Anbau ist gut aufgestellt, um ökologische und klimatische 

Anforderungen mehr als zu erfüllen und eine nachhaltige landwirtschaftliche Erzeugung zu 

verfolgen. Da der Übergang zum ökologischen/biologischen Anbau ein wesentliches 

Versprechen ist und neue Sachkenntnis erfordert. Deshalb muss der ökologische/biologische 

Anbau im Rahmen des FAS als Mindestanforderung explizit ausgewiesen werden. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 4 – Buchstabe a  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) eine oder mehrere der 

Grundanforderungen an die 

Betriebsführung und/oder die Standards 

für den guten landwirtschaftlichen und 

ökologischen Zustand gemäß Titel VI 

Kapitel I der Verordnung (EU) Nr. 

HR/2012; 

(a) die Grundanforderungen an die 

Betriebsführung und die Standards für den 

guten landwirtschaftlichen und 

ökologischen Zustand gemäß Titel VI 

Kapitel I der Verordnung (EU) Nr. 

HR/2012; 

Begründung 

Um die Effizienz von Betriebsberatungsdiensten für Landwirte zu gewährleisten, muss der 

Zugang zu umfassenden Informationen in allen Mitgliedstaaten möglich sein, um den 

Übergang zu stärker nachhaltigen landwirtschaftlichen Methoden zu unterstützen. Der 

ökologische/biologische Anbau ist gut aufgestellt, um ökologische und klimatische 

Anforderungen mehr als zu erfüllen und eine nachhaltige landwirtschaftliche Erzeugung zu 

verfolgen. Da der Übergang zum ökologischen/biologischen Anbau ein wesentliches 

Versprechen ist und neue Sachkenntnis erfordert. Deshalb muss der ökologische/biologische 

Anbau im Rahmen des FAS als Mindestanforderung explizit ausgewiesen werden. 

 

Änderungsantrag 47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 4 – Buchstabe d  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) der nachhaltigen Entwicklung der 

wirtschaftlichen Tätigkeit der 

Kleinbetriebe gemäß der Definition der 

(d) zumindest die nachhaltige 

Entwicklung, die ökologische Leistung 

und die wirtschaftliche Tätigkeit von 
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Mitgliedstaaten und zumindest der 

landwirtschaftlichen Betriebe, die sich an 

der Regelung für Kleinlandwirte gemäß 

Titel V der Verordnung (EU) Nr. DZ/2012 

beteiligen, oder 

ökologischem/biologischem Landbau 

nach Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und 
der Kleinbetriebe gemäß der Definition der 

Mitgliedstaaten und zumindest der 

landwirtschaftlichen Betriebe, die sich an 

der Regelung für Kleinlandwirte gemäß 

Titel V der Verordnung (EU) Nr. DZ/2012 

beteiligen, oder 

Begründung 

Um die Effizienz von Betriebsberatungsdiensten für Landwirte zu gewährleisten, muss der 

Zugang zu umfassenden Informationen in allen Mitgliedstaaten möglich sein, um den 

Übergang zu stärker nachhaltigen landwirtschaftlichen Methoden zu unterstützen. Der 

ökologische/biologische Anbau ist gut aufgestellt, um ökologische und klimatische 

Anforderungen mehr als zu erfüllen und eine nachhaltige landwirtschaftliche Erzeugung zu 

verfolgen. Da der Übergang zum ökologischen/biologischen Anbau ein wesentliches 

Versprechen ist und neue Sachkenntnis erfordert. Deshalb muss der ökologische/biologische 

Anbau im Rahmen des FAS als Mindestanforderung explizit ausgewiesen werden. 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 1 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme betrifft die künftige 

Beteiligung der Landwirte an 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme betrifft die künftige 

Beteiligung der privaten Landwirte und 

Erzeugergruppen oder 

Erzeugerorganisationen an 

 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer i 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

i) die Besonderheit des im Rahmen solcher 

Regelungen erzeugten Enderzeugnisses 

ergibt sich aus detaillierten 

Verpflichtungen, die Folgendes 

gewährleisten: 

i) die Besonderheit des im Rahmen solcher 

Regelungen erzeugten Enderzeugnisses 

ergibt sich aus detaillierten 

Verpflichtungen, die Folgendes 

gewährleisten: 
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- besondere Erzeugnismerkmale oder - besondere Erzeugnismerkmale oder 

- besondere Anbau- oder 

Erzeugungsmethoden oder 

- besondere Anbau- oder 

Erzeugungsmethoden sowie ökologische 

Landwirtschaft oder 

- eine Qualität des Enderzeugnisses, die 

hinsichtlich der menschlichen, tierischen 

und pflanzlichen Gesundheit, des 

Tierschutzes und des Umweltschutzes 

erheblich über die handelsüblichen 

Warennormen hinausgeht; 

- eine Qualität des Enderzeugnisses, die 

hinsichtlich der menschlichen, tierischen 

und pflanzlichen Gesundheit, des 

Tierschutzes und des Umweltschutzes 

erheblich über die handelsüblichen 

Warennormen hinausgeht; aber auch 

hinsichtlich der nachhaltigen 

Ressourcenbewirtschaftung, der CO2-

Reduktion und der Gentechnikfreiheit; 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer i  – Spiegelstrich 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 kurze und lokale Nahrungsmittelketten, 

oder 
 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) freiwillige Zertifizierungssysteme für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse und 

Lebensmittel, bei denen die 

Mitgliedstaaten anerkennen, dass sie die 

EU-Leitlinien für eine gute Praxis für den 

Einsatz von freiwilligen 

Zertifizierungssystemen für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse und 

Lebensmittel erfüllen. 

(c) freiwillige Zertifizierungssysteme für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse und 

Lebensmittel, bei denen die 

Mitgliedstaaten anerkennen, dass sie die 

EU-Leitlinien für eine gute Praxis für den 

Einsatz von freiwilligen 

Zertifizierungssystemen für 

landwirtschaftliche Erzeugnisse und 

Lebensmittel erfüllen, mit Ausnahme von 

Systemen, die nur eine Übereinstimmung 

mit den grundlegenden rechtlichen 

Bedingungen zertifizieren. 
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Begründung 

Es kann nicht akzeptiert werden, öffentliche Gelder bereitzustellen, um zu gewährleisten, dass 

die Rechtsvorschriften eingehalten werden. Beihilfen für ländliche Entwicklung sollten nur 

für die Erzeugung öffentlicher Güter bereitgestellt werden, die beispielsweise Dank der 

Befolgung erheblich höherer Umwelt- oder Tierschutznormen erzeugt werden. 
 

Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Überschrift 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Investitionen in materielle 

Vermögenswerte 

Investitionen in materielle 

Vermögenswerte für eine nachhaltige, 

gesundheitsfördernde, klima- und 

tierschutzfreundliche Produktion 

 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) die Gesamtleistung des 

landwirtschaftlichen Betriebs verbessern, 

(a) die Gesamtleistung der 

landwirtschaftlichen Tätigkeit in Bezug 

auf Nachhaltigkeit, Vorteile für die 

Gesundheit, klima- und 

tierschutzfreundliche Produktion spürbar 
verbessern; 

 

Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Infrastrukturen in Verbindung mit der 

Entwicklung und Anpassung der 

Landwirtschaft betreffen, einschließlich 

der Erschließung von land- und 

forstwirtschaftlichen Flächen, 

Flurbereinigung und Bodenverbesserung, 

(c) umweltfreundliche Infrastrukturen in 

Verbindung mit der Entwicklung und 

Anpassung der Landwirtschaft betreffen, 

einschließlich der Erschließung von land- 

und forstwirtschaftlichen Flächen, 

Flurbereinigung und Bodenverbesserung, 
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Energieversorgung und Wasserwirtschaft, 

oder 

Energieversorgung und –einsparung und 

Wasserwirtschaft gemäß den Prioritäten 4 

und 5; oder 

 

Änderungsantrag 55 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 – Buchstabe d 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) nichtproduktive Investitionen im 

Zusammenhang mit der Verwirklichung 

von Agrar- und 

Forstumweltverpflichtungen und dem 

Erhalt der biologischen Vielfalt bei Arten 

und Lebensräumen sind sowie der 

Steigerung des Freizeitwerts eines Natura-

2000-Gebiets oder eines sonstigen, im 

Programm festzulegenden ökologisch 

wertvolleren Gebiets dienen. 

(d) nichtproduktive Investitionen im 

Zusammenhang mit der Verwirklichung 

von Agrar- und 

Forstumweltverpflichtungen und dem 

Erhalt der biologischen Vielfalt bei Arten 

und Lebensräumen, 

ökologischem/biologischem Landbau 

und Tierschutz sind, der Steigerung des 

Freizeitwerts eines Natura-2000-Gebiets 

oder eines sonstigen, im Programm 

festzulegenden ökologisch wertvolleren 

Gebiets dienen sowie Verpflichtungen 

bezogen auf die Umsetzung der 

Richtlinien 2009/147/EG, 92/42/EWG 

und 2000/60/EG, einschließlich 

anfänglicher Untersuchungen und 

Durchführbarkeitsstudien sind. hierzu 

zählen auch Investitionen für besondere 

Qualitätsregelungen nach Artikel 17. 
 (da) keine nichtproduktiven Investitionen 

sind, die erforderlich sind, um den mit 

den oben genannten Richtlinien 

verbundenen obligatorischen 

Verpflichtungen gerecht zu werden. 

 

Änderungsantrag 56 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) die Anwendung biologischer 

Kontrollmaßnahmen als ein Mittel zur 

Verringerung oder Vermeidung von 



 

PE486.102v02-00 36/87 AD\913131DE.doc 

DE 

Schädlingen und Auswirkungen von 

Schädlingen, wie der Einsatz natürlicher 

Feinde und natürlicher Wege zur 

Stärkung von Pflanzen, betreffen, im 

Falle dass diese Maßnahmen auf 

Jahresbasis teurer sind als ihre 

chemischen Entsprechungen. 

Begründung 

Physische Investitionsmaßnahmen können sehr zerstörend sein, wenn sie nicht durch 

umweltgerechte Absicherungen ausgewogen werden. Die biologische Kontrolle ist derzeit im 

Vergleich zu normalen Pestiziden nicht wettbewerbsfähig genug. Dies ist jedoch ein wirklich 

innovativer Weg hin zur Senkung der Verwendung von Pestiziden, unter Beibehaltung einer 

guten Kontrolle über Schädlinge. 

 

Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Unterstützung gemäß Absatz 1 

Buchstabe a wird landwirtschaftlichen 

Betrieben gewährt. Im Falle von 

Investitionen zur Unterstützung der 

Betriebsumstrukturierung sind nur 

landwirtschaftliche Betriebe förderfähig, 

die eine bestimmte Größe nicht 

überschreiten, die von den 

Mitgliedstaaten in dem Programm 

aufgrund der SWOT-Analyse definiert 

wird, das im Zusammenhang mit der EU-

Priorität für die Entwicklung des 

landwirtschaftlichen Raums 

„Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 

aller Arten von Landwirtschaft und 

Verbesserung der Betriebsrentabilität“ 

durchgeführt wird. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 58 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 4 a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4a. Für Forstbetriebe, die über eine von 

den Mitgliedstaaten in dem Programm zu 

bestimmenden Größe hinausgehen, hängt 

die Unterstützung für Investitionen in 

forstwirtschaftliche Flächen von der 

Vorlage eines Waldbewirtschaftungsplans 

oder eines gleichwertigen Instruments ab, 

der/das Maßnahmen zur Erhaltung der 

Artenvielfalt enthält. Diese Maßnahmen 

zur Erhaltung der Artenvielfalt müssen 

der nachhaltigen Waldbewirtschaftung im 

Sinne der Ministerkonferenz zum Schutz 

der Wälder in Europa von 1993 

(nachstehend „nachhaltige 

Waldbewirtschaftung“) entsprechen. 

Begründung 

Insbesondere Investitionen für forstwirtschaftliche Flächen können eine sehr negative 

Auswirkung auf die Artenvielfalt haben. 

 

Änderungsantrag 59 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 19 entfällt 

Wiederaufbau von durch 

Naturkatastrophen und 

Katastrophenereignisse geschädigtem 

landwirtschaftlichem 

Produktionspotenzial sowie Einführung 

geeigneter vorbeugender Aktionen 

 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahmen bezieht sich auf 

 

(a) Investitionen in vorbeugende Aktionen 

zur Verringerung der Konsequenzen von 

wahrscheinlichen Naturkatastrophen und 

Katastrophenereignissen; 

 

(b) Investitionen zum Wiederaufbau von  
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durch Naturkatastrophen und 

Katastrophenereignisse geschädigten 

landwirtschaftlichen Flächen und 

geschädigtem landwirtschaftlichem 

Produktionspotential. 

2. Die Unterstützung wird Landwirten 

oder Gruppierungen von Landwirten 

gewährt. Die Unterstützung kann auch 

öffentlichen Einrichtungen gewährt 

werden, wenn ein Zusammenhang 

zwischen der von solchen Einrichtungen 

getätigten Investition und dem 

landwirtschaftlichen 

Produktionspotenzial hergestellt wird. 

 

3. Die Unterstützung gemäß Absatz 1 

Buchstabe b hängt ab von der förmlichen 

Anerkennung durch die zuständigen 

öffentlichen Behörden der 

Mitgliedstaaten, dass sich eine 

Naturkatastrophe ereignet hat, und dass 

diese Katastrophe oder die gemäß der 

Richtlinie 2000/29/EG des Rates  

erlassenen Maßnahmen zur Ausrottung 

bzw. Eindämmung der Ausbreitung einer 

Pflanzenkrankheit oder eines Schädlings 

zur Zerstörung von mindestens 30 % des 

jeweiligen landwirtschaftlichen Potenzials 

geführt hat bzw. haben. 

 

4. Im Rahmen dieser Maßnahme wird 

keine Unterstützung für einen 

Einkommensverlust aufgrund der 

Naturkatastrophe oder des 

Katastrophenereignisses gewährt. 

 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

infolge der Kombination dieser 

Maßnahme mit anderen nationalen oder 

EU-Unterstützungsinstrumenten oder 

privaten Versicherungssystemen keine zu 

hohe Entschädigung gewährt wird. 

 

5. Die Unterstützung gemäß Absatz 1 

Buchstabe a wird auf die in Anhang I 

festgesetzten Höchstsätze beschränkt. Der 

Höchstsatz gilt nicht für kollektive 

Vorhaben mit mehreren Begünstigten. 

 

6. Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 121 
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zur Definition der im Rahmen dieser 

Maßnahme förderfähigen Kosten zu 

erlassen. 

Begründung 

Diese Maßnahme entspricht nicht den Zielen des Programms und stellt eindeutig eine 

Maßnahme zur Einkommensunterstützung dar. Ferner sollten Versicherungsfragen durch den 

Markt geregelt werden und nicht über das Geld der Steuerzahler. Deshalb gehört dies eher 

unter die 1. Säule statt unter die 2. Säule. 

 

Änderungsantrag 60 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 4 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Unterstützung gemäß Absatz 1 

Buchstabe a ist von der Vorlage eines 

Geschäftsplans abhängig. Mit der 

Durchführung des Geschäftsplans muss 

innerhalb von sechs Monaten ab dem 

Zeitpunkt des Beschlusses zur Gewährung 

der Beihilfe begonnen werden. 

Die Unterstützung gemäß Absatz 1 

Buchstabe a ist von der Vorlage eines 

Geschäftsplans einschließlich einer 

Folgenabschätzung für verbesserte 

ökologische Leistung abhängig. Mit der 

Durchführung des Geschäftsplans muss 

innerhalb von sechs Monaten ab dem 

Zeitpunkt des Beschlusses zur Gewährung 

der Beihilfe begonnen werden. 

 

Änderungsantrag 61 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 7 a (neu)  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 7a. Die Mitgliedstaaten berücksichtigen 

vor der Einführung dieser Maßnahme die 

sozialen und ökologischen Bedingungen 

der betreffenden ländlichen Gebiete. 

Begründung 

Es besteht eine Chance, dass diese Maßnahme zur Entwicklung der landwirtschaftlichen 

Betriebe und sonstiger Unternehmen genutzt wird, um eine große Zahl von 

landwirtschaftlichen Betrieben und ländlichen Gebieten in ganz Europa neu zu strukturieren. 

Um eine sozial, ökologisch und wirtschaftlich verantwortliche Entwicklung von 
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landwirtschaftlichen Betrieben und anderen Unternehmen zu gewährleisten, durch die die 

wirtschaftliche Lebensfähigkeit erhöht, die Umwelt berücksichtigt und die soziale Kohäsion in 

ländlichen Gemeinden gefördert wird, müssen die Mitgliedstaaten die sozialen und 

ökologischen Auswirkungen der Umstrukturierung genauestens prüfen. 

 

Änderungsantrag 62 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 21 – Absatz 1 – Buchstabe d 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Investitionen in die Schaffung, 

Verbesserung oder Ausdehnung örtlicher 

Basisdienstleistungen für die ländliche 

Bevölkerungen und die dazugehörige 

Infrastruktur; 

(d) Investitionen in die Schaffung, 

Verbesserung oder Ausdehnung örtlicher 

Basisdienstleistungen für die ländliche 

Bevölkerungen und die dazugehörige 

Infrastruktur, 

0000000000000000000000000000000000

00000000insbesondere Versorgungs- und 

Präventionseinrichtungen im 

Gesundheitsbereich; 

Begründung 

Im Sinne der "Europa 2020 Strategie" können qualitativ hochwertige Arbeitsplätze geschaffen 

werden (ÄrztInnen, ApotherkerInnen; KrankenpflegerInnen etc.) und dadurch die 

Beschäftigungsquote gehoben werden. Außerdem gewährleistet dieser Vorschlag den 

regionalen Zugang zu Gesundheitseinrichtungen. 

 

Änderungsantrag 63 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 21 – Absatz 2  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme betrifft nur kleine 

Infrastrukturen gemäß der Definition jedes 

Mitgliedstaats im Programm. Die 

Entwicklungsprogramme für den 

ländlichen Raum dürfen jedoch besondere 

Abweichungen von dieser Regel für 

Investitionen in Breitband und erneuerbare 

Energie vorsehen. In diesem Fall müssen 

deutliche Kriterien vorgegeben werden, die 

2. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme betrifft kleine Infrastrukturen 

gemäß der Definition jedes Mitgliedstaats 

im Programm. Die 

Entwicklungsprogramme für den 

ländlichen Raum dürfen jedoch besondere 

Abweichungen von dieser Regel für 

Investitionen in Breitband und erneuerbare 

Energie außer für Biomasse, Biogas und 

landerzeugte Biokraftstoffe, die nicht 
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die Komplementarität mit der 

Unterstützung im Rahmen anderer EU-

Instrumente sicherstellen. 

nachhaltig sind, und 

Präventionseinrichtungen im 

Gesundheitsbereich vorsehen. In diesem 

Fall müssen deutliche Kriterien 

vorgegeben werden, die die 

Komplementarität mit der Unterstützung 

im Rahmen anderer EU-Instrumente 

sicherstellen. 

Begründung 

In den vergangenen Jahren wurde durch viele weitere Beispiele bewiesen, dass umfangreiche 

Mengen an Biomasse und landerzeugten Biokraftstoffen nicht nachhaltig sein können. 

Deshalb ist es wichtig, zu unterstreichen, dass nicht alle umfassenden Projekte mit 

erneuerbarer Energie gewinnbringend oder nachhaltig sind. 

 

Änderungsantrag 64 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 21 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 21a 

 Verbesserung der Artenvielfalt in 

ländlichen Gebieten 

 1. Die Beihilfen im Rahmen dieser 

Maßnahme betreffen 

 (a)  die Ausarbeitung und Aktualisierung 

von Plänen des Schutzes und der 

Bewirtschaftung für NATURA-2000-

Gebiete und sonstige Gebiete von hohem 

Naturschutzwert einschließlich von 

Aktionsplänen für den mit ländlichen 

Gebieten verbundenen Artenschutz; 

 (b) Studien, Aktionen zur Sensibilisierung 

für den Umweltschutz und Investitionen 

im Zusammenhang mit 

Sensibilisierungsmaßnahmen oder die 

Erhaltung, Restaurierung und 

Verbesserung des natürlichen Erbes wie 

die Wiederherstellung und Schaffung von 

Flüssen oder anderer linearer, 

fortlaufender Strukturen oder 

Vernetzungsfunktionen, die für die 

Wanderung, die geographische 

Verbreitung und den genetischen 
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Austausch wildlebender Arten wesentlich 

sind. 

 2. Investitionen gemäß Absatz 1 

Buchstabe b sind förderungsfähig, wenn 

die entsprechenden Aktivitäten in 

Übereinstimmung mit 

Bewirtschaftungsplänen oder andern 

Naturschutzplänen deren Investitionen 

eindeutig mit Zielen verbunden sind, die 

die Biodiversitätsstrategie der Union 

unterstützen, umgesetzt werden.  

Begründung 

Natura-2000-Gebiete von hohem Naturschutzwert und die Wasserrahmenrichtlinie erfordern 

spezielle Maßnahmen, durch die Projekte eingerichtet werden können, um die seitens der 

Union durch die Biodiversitätsstrategie und die Wasserrahmenrichtlinie vorgegebenen 

Bedingungen umzusetzen.  

 

Änderungsantrag 65 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Überschrift 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Investitionen für die Entwicklung von 

Waldgebieten und Verbesserung der 

Lebensfähigkeit von Wäldern 

Investitionen für die Entwicklung von 

ökologisch nachhaltigen Waldgebieten 

und Verbesserung der Lebensfähigkeit von 

Wäldern 

 

Änderungsantrag 66 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 1 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) die Aufforstung und die Anlage von 

Wäldern; 

(a) die ökologisch nachhaltige 

Aufforstung und Anlage von Wäldern in 

Abhängigkeit von der entsprechenden 

bioklimatischen Zone; 

 

Änderungsantrag 67 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 1 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) die Einrichtung von 

Agrarforstsystemen; 

(b) die Einrichtung von ökologisch 

nachhaltigen Agrarforst- sowie Wald- 

und Wiesenraumsystemen; 

 

Änderungsantrag 68 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ba) Einrichtungen zur Vorbeugung von 

Waldbränden für Waldgebiete, deren 

Waldbrandrisiko mittel bis hoch ist; die 

entsprechende Unterstützung wird gemäß 

Artikel 25 gewährt. Damit diese 

Unterstützung gewährt werden kann, 

müssen die Mitgliedstaaten eine 

Kofinanzierung der Einrichtungen zur 

Vorbeugung von Waldbränden in solchen 

Waldgebieten gewährleisten;  

Begründung 

Häufig kommt es wiederholt in denselben Waldgebieten zu Waldbränden, da keinerlei 

Vorbeugestrategien umgesetzt wurden. Es ist nicht sinnvoll, öffentliche Gelder mehrmals 

hintereinander denselben Gebieten zukommen zu lassen. Deshalb muss eine Unterscheidung 

getroffen werden zwischen der Wiederherstellung von Wäldern infolge eines Feuers einerseits 

und vorbeugenden Maßnahmen andererseits; letztere sollten Vorrang genießen und eine 

Voraussetzung darstellen für jede Art von Forstwirtschaft in den in jedem Mitgliedstaat 

festgelegten Gebieten mit mittlerem und hohem Waldbrandrisiko sowie für jegliches 

Finanzierungsabkommen. 

 

Änderungsantrag 69 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 1 – Buchstabe c  
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) die Vorbeugung von Schäden und die (c) die Wiederherstellung des 
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Wiederherstellung des ursprünglichen 

Zustands von Wäldern nach Waldbränden 

und Naturkatastrophen, einschließlich des 

Auftretens von Schädlingen und 

Krankheiten, Katastrophenereignissen 

sowie von Gefahren im Zusammenhang 

mit dem Klima; 

ursprünglichen Zustands von Wäldern nach 

Waldbränden und Naturkatastrophen, 

einschließlich des Auftretens von 

Schädlingen und Krankheiten, 

Katastrophenereignissen sowie von 

Gefahren im Zusammenhang mit dem 

Klima; 

 

Änderungsantrag 70 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 1 – Buchstabe e 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) Investitionen in neue Techniken der 

Forstwirtschaft sowie in die Verarbeitung 

und Vermarktung forstwirtschaftlicher 

Erzeugnisse. 

(e) Investitionen in ökologisch nachhaltige 

Techniken der Forstwirtschaft sowie in die 

Verarbeitung und Vermarktung 

forstwirtschaftlicher Erzeugnisse. 

 

Änderungsantrag 71 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Begrenzung des Eigentums von 

Wäldern gemäß den Artikeln 36 bis 40 gilt 

nicht für tropische oder subtropische 

Wälder und die bewaldeten Flächen des 

Gebiets der Azoren, Madeiras, der 

Kanarischen Inseln, der kleineren Inseln 

des Ägäischen Meeres im Sinne der 

Verordnung (EWG) Nr. 2019/93 des Rates 

und der französischen überseeischen 

Departements. 

Die Begrenzung des Eigentums von 

Wäldern gemäß den Artikeln 23 bis 27 gilt 

nicht für tropische oder subtropische 

Wälder und die bewaldeten Flächen des 

Gebiets der Azoren, Madeiras, der 

Kanarischen Inseln, der kleineren Inseln 

des Ägäischen Meeres im Sinne der 

Verordnung (EWG) Nr. 2019/93 des Rates 

und der französischen überseeischen 

Departements. Die Begrenzung des 

Eigentums von Wäldern gemäß Artikel 23 

bis 27 gilt nicht für Unterstützungen aus 

ökologischen Gründen wie den Schutz 

gegen Erosion oder die Ausdehnung von 

Waldressourcen als Beitrag zur 

Eindämmung des Klimawandels. 
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Änderungsantrag 72 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Für Betriebe, die eine bestimmte vom 

Mitgliedstaat im Programm festzusetzende 

Größe überschreiten, hängt die 

Unterstützung von der Vorlage eines 

Waldbewirtschaftungsplans oder eines 

gleichwertigen Instruments ab, das der 

nachhaltigen Waldbewirtschaftung im 

Sinne der Ministerkonferenz zum Schutz 

der Wälder in Europa von 19931 

(nachstehend „nachhaltige 

Waldbewirtschaftung“). entspricht.  

Für Betriebe, die eine bestimmte vom 

Mitgliedstaat im Programm festzusetzende 

Größe überschreiten, hängt die 

Unterstützung von der Vorlage eines 

Waldbewirtschaftungsplans oder eines 

gleichwertigen Instruments mit 

Maßnahmen zur Erhaltung der 

Artenvielfalt ab, das der nachhaltigen 

Waldbewirtschaftung im Sinne der 

Ministerkonferenz zum Schutz der Wälder 

in Europa von 1993 (nachstehend 

„nachhaltige Waldbewirtschaftung“). 

entspricht. 

Begründung 

Diese Maßnahme wurde in der Vergangenheit zu oft ohne Berücksichtigung der Umwelt 

umgesetzt. Deshalb sollte dies besonders erwähnt werden, um sicherzustellen, dass kein 

Schaden in Bezug auf die Umwelt angerichtet wird. Um die Ziele in der EU 

Biodiversitätsstrategie zu unterstützen, sollten Waldbewirtschaftungspläne spezielle 

Maßnahmen zur Erhaltung der Artenvielfalt enthalten.  

 

Änderungsantrag 73 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 3 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3a. Alle Aktivitäten müssen kohärent mit 

den Umweltzielen der GAP sein. 

Begründung 

Die Maßnahme: "Investitionen für die Entwicklung von Waldgebieten und Verbesserung der 

Lebensfähigkeit von Wäldern" wurde in der Vergangenheit oft ohne Rücksicht auf die Umwelt 

umgesetzt, deshalb sollte sie speziell erwähnt werden, um zu gewährleisten, dass in der 

Umwelt keine Schäden angerichtet werden. 
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Änderungsantrag 74 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 3 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 3b. Die Unterstützung von 

Forstmaßnahmen sollte auf einem 

Standard für gute forstwirtschaftliche 

Praktiken basieren.  

Begründung 

Ausschließlich nachhaltige Waldbewirtschaftungspraktiken werden gefördert. 

 

Änderungsantrag 75 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 22 

Absatz 1 Buchstabe a wird privaten 

Landbesitzern und Pächtern, Gemeinden 

und deren Zusammenschlüssen gewährt 

und deckt die Einrichtungskosten und eine 

jährliche Hektarprämie für die 

Bewirtschaftungskosten, einschließlich 

früher und später Läuterungen, während 

eines Höchstzeitraums von fünf Jahren. 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 22 

Absatz 1 Buchstabe a wird Landbesitzern 

und Pächtern, Gemeinden und deren 

Zusammenschlüssen und anderen 

Landbewirtschaftern gewährt und deckt 

die Einrichtungskosten und eine jährliche 

Hektarprämie für die 

Bewirtschaftungskosten, einschließlich 

früher und später Läuterungen, während 

eines Höchstzeitraums von 15 Jahren. 

 

Änderungsantrag 76 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Sowohl landwirtschaftliche als auch 

nichtlandwirtschaftliche Flächen kommen 

für die Unterstützung in Betracht. Die 

gepflanzten Arten müssen an die Umwelt- 

und Klimabedingungen des Gebiets 

2. Sowohl landwirtschaftliche als auch 

nichtlandwirtschaftliche Flächen kommen 

für die Unterstützung in Betracht. Die 

gepflanzten Arten müssen an die Umwelt- 

und Klimabedingungen des Gebiets 
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angepasst sein und bestimmten 

Mindestumweltanforderungen genügen. 

Für die Anpflanzung von Niederwald mit 

Kurzumtrieb, Weihnachtsbäumen oder 

schnellwachsenden Bäumen für die 

Energieerzeugung wird keine 

Unterstützung gewährt. In Gebieten, in 

denen die Aufforstung durch nachteilige 

Boden- und Klimaverhältnisse erschwert 

wird, kann eine Unterstützung gewährt 

werden für das Anpflanzen anderer 

mehrjähriger holziger Arten wie den 

örtlichen Bedingungen angepasste 

Sträucher oder Büsche. 

angepasst sein, bestimmten 

Mindestumweltanforderungen genügen 

und mit der entsprechenden 

bioklimatischen Zone vereinbar sein. Für 

die Anpflanzung von Niederwald mit 

Kurzumtrieb, Weihnachtsbäumen oder 

schnellwachsenden Bäumen für die 

Energieerzeugung wird keine 

Unterstützung gewährt. In Gebieten, in 

denen die Aufforstung durch nachteilige 

Boden- und Klimaverhältnisse erschwert 

wird, kann eine Unterstützung gewährt 

werden für das Anpflanzen anderer 

mehrjähriger holziger Arten wie den 

örtlichen Bedingungen angepasste 

Sträucher oder Büsche. 

 

Änderungsantrag 77 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Die Mitgliedstaaten bestimmen 

Gebiete, die zur Aufforstung geeignet 

sind, um sicherzustellen, dass die 

Anpflanzung keine schädliche 

Auswirkung auf die Umwelt und die 

Artenvielfalt hat. 

Begründung 

Es ist wichtig, alle schädlichen Anpflanzungen sowohl falscher Arten als auch am falschen 

Ort auszuschließen. 

 

Änderungsantrag 78 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Der Kommission wird ermächtigt, zur 

Festlegung der in Absatz 2 genannten 

Mindestumweltanforderungen delegierte 

3. Der Kommission wird ermächtigt, zur 

Festlegung der in Absatz 2 genannten 

Mindestumweltanforderungen delegierte 
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Rechtsakte gemäß Artikel 90 zu erlassen. Rechtsakte gemäß Artikel 90 zu erlassen. 

Mindestumweltanforderungen folgen den 

Typologien der Europäischen 

Umweltagentur, durch die alle 

unterschiedlichen Arten von Wäldern in 

Europa erfasst werden. 

 

Änderungsantrag 79 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Überschrift 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Einrichtung von Agrarforstsystemen Einrichtung von Agrarforst- sowie Wald- 

und Wiesenraumsystemen 

 

Änderungsantrag 80 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Agrarforstsysteme sind 

Landnutzungssysteme, bei denen eine 

Fläche von Bäumen bewachsen ist und 

gleichzeitig extensiv landwirtschaftlich 

genutzt wird. Die Höchstzahl der je Hektar 

zu pflanzenden Bäume wird von den 

Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der 

örtlichen Boden- und Klimaverhältnisse, 

der Waldbaumarten und der Notwendigkeit 

festgesetzt, die landwirtschaftliche 

Nutzung der Fläche sicherzustellen. 

2. Agrarforstsysteme sind 

Landnutzungssysteme, bei denen eine 

Fläche von Bäumen bewachsen ist und 

gleichzeitig landwirtschaftlich genutzt 

wird. Die Höchstzahl der je Hektar zu 

pflanzenden Bäume wird von den 

Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der 

örtlichen Boden- und Klimaverhältnisse, 

der Waldbaumarten und der Notwendigkeit 

festgesetzt, die landwirtschaftliche 

Nutzung der Fläche sicherzustellen. 

 

Änderungsantrag 81 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 1 – Einleitung 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 22 

Absatz 1 Buchstabe c wird privaten, 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 22 

Absatz 1 Buchstabe ba wird privaten, 



 

AD\913131DE.doc 49/87 PE486.102v02-00 

 DE 

halböffentlichen und öffentlichen 

Waldbesitzern, Gemeinden, Staatswäldern 

und deren Zusammenschlüssen gewährt 

und deckt die Kosten für 

halböffentlichen und öffentlichen 

Waldbesitzern, Gemeinden, Staatswäldern 

und deren Zusammenschlüssen gewährt 

und deckt die Kosten für 

 

Änderungsantrag 82 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 1 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) die Einrichtung einer schützenden 

Infrastruktur. Im Fall von 

Waldbrandschutzstreifen kann die 

Unterstützung auch eine Beihilfe zur 

Beteiligung an den Unterhaltungskosten 

betreffen. Keine Unterstützung wird 

gewährt für mit der Landwirtschaft 

zusammenhängende Tätigkeiten und 

Gebieten, für die 

Agrarumweltverpflichtungen gelten; 

(a) die Schaffung von 

Präventiveinrichtungen (Wege, 

Wasserentnahmestellen, Gräben, 

Feuersperren), die im Einklang mit den 

auf lokaler oder regionaler Ebene 

festgelegten Plänen zur Vorbeugung von 

Waldbränden ein Netzwerk innerhalb 

eines Waldgebietes bilden. Keine 

Unterstützung wird gewährt für mit der 

Landwirtschaft zusammenhängende 

Tätigkeiten, insbesondere in Gebieten, für 

die Agrarumweltverpflichtungen gelten;  

 

Änderungsantrag 83 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 1 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) örtliche Vorbeugungsaktionen 

kleineren Ausmaßes gegen Brände oder 

sonstige natürliche Gefahren; 

(b) örtliche Vorbeugungsaktionen 

kleineren Ausmaßes gegen Brände oder 

sonstige natürliche Gefahren; eine 

Unterstützung wird nur gewährt, wenn 

diese Aktionen mit den auf lokaler oder 

regionaler Ebene erstellten Plänen zur 

Vorbeugung von Waldbränden vereinbar 

sind; 
 

Änderungsantrag 84 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 1 – Buchstaben c und d 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) die Einrichtung und Verbesserung von 

Anlagen zur Überwachung des Auftretens 

von Waldbränden, Schädlingen und 

Krankheiten sowie 

Kommunikationsausrüstungen; 

(c) die Einrichtung und Verbesserung von 

Anlagen zur Vorhersage und 

Überwachung des Waldbrandrisikos, des 

Auftretens von Schädlingen und 

Krankheiten sowie 

Kommunikationsausrüstungen in 

Waldgebieten; 

(d) den Wiederaufbau des 

forstwirtschaftlichen Potenzials nach 

Schäden durch Waldbrände und sonstige 

Naturkatastrophen wie Schädlinge und 

Krankheiten sowie durch 

Katastrophenereignisse und Ereignisse im 

Zusammenhang mit dem Klimawandel. 

 

 

Änderungsantrag 85 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 2 – Unterabsatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Waldgebiete, deren Waldbrandrisiko 

gemäß dem Waldschutzplan der 

Mitgliedstaaten mittel bis hoch ist, 

kommen für die Unterstützung für die 

Vorbeugung gegen Waldbrände in 

Betracht. 

Im Einklang mit Artikel 22 Absatz 1 

Buchstabe ba kommen Waldgebiete, deren 

Waldbrandrisiko gemäß dem 

Waldschutzplan der Mitgliedstaaten mittel 

bis hoch ist, für die Unterstützung für die 

Vorbeugung gegen Waldbrände in 

Betracht. Die Unterstützung gemäß 

Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe c wird nur 

gewährt, wenn zuvor die Unterstützung 

gemäß Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe ba 

gewährt wurde. 
 

Änderungsantrag 86 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Unterstützung gemäß Absatz 1 

Buchstabe d hängt von der förmlichen 

Anerkennung durch die zuständigen 

entfällt 
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öffentlichen Behörden der 

Mitgliedstaaten ab, dass sich eine 

Naturkatastrophe ereignet hat und dass 

diese Katastrophe oder die gemäß der 

Richtlinie 2000/29/EG erlassenen 

Maßnahmen zur Ausrottung bzw. 

Eindämmung der Ausbreitung einer 

Pflanzenkrankheit oder eines Schädlings 

zur Zerstörung von mindestens 30 % des 

jeweiligen landwirtschaftlichen Potenzials 

geführt hat bzw. haben. Dieser 

Prozentsatz wird auf den Grundlage 

entweder des durchschnittlichen 

bestehenden forstwirtschaftlichen 

Potenzials in dem der Naturkatastrophe 

unmittelbaren vorausgehenden 

Dreijahreszeitraum oder des 

Durchschnitts in dem der 

Naturkatastrophe unmittelbaren 

vorausgehenden Fünfjahreszeitraum 

bestimmt, wobei der höchste und der 

niedrigste Wert ausgeschlossen werden. 

Begründung 

Absatz 3 wird in Artikel 26 verschoben. 

 

Änderungsantrag 87 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 4 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Im Rahmen dieser Maßnahme wird 

keine Unterstützung für einen 

Einkommensverlust aufgrund der 

Naturkatastrophe gewährt. 

entfällt 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

infolge der Kombination dieser 

Maßnahme mit anderen nationalen oder 

EU-Unterstützungsinstrumenten oder 

privaten Versicherungssystemen keine zu 

hohe Entschädigung gewährt wird. 
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Begründung 

Absatz 4 wird in Artikel 26 verschoben. 

 

Änderungsantrag 88 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 26 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 22 

Absatz 1 Buchstabe d wird natürlichen 

Personen, privaten Waldbesitzern, 

privatrechtlichen und halböffentlichen 

Einrichtungen, Gemeinden und deren 

Zusammenschlüssen gewährt. Im Fall von 

Staatswäldern kann die Unterstützung auch 

den solche Wälder bewirtschaftenden 

Einrichtungen gewährt werden, die vom 

Staatshaushalt unabhängig sind. 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 22 

Absatz 1 Buchstaben c und d wird 

natürlichen Personen, privaten 

Waldbesitzern, privatrechtlichen und 

halböffentlichen Einrichtungen, 

Gemeinden und deren Zusammenschlüssen 

gewährt. Im Fall von Staatswäldern kann 

die Unterstützung auch den solche Wälder 

bewirtschaftenden Einrichtungen gewährt 

werden, die vom Staatshaushalt 

unabhängig sind. 

 

Änderungsantrag 89 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 26 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Investitionen zielen auf die 

Einhaltung von Verpflichtungen ab, die 

aufgrund von Umweltzielen, für das 

Erbringen von Ökosystemleistungen 

und/oder zur Steigerung des Freizeitwerts 

von Wäldern und bewaldeten Flächen in 

den betreffenden Gebiet eingegangen 

wurden oder das Potenzial der 

Ökosysteme zur Eindämmung des 

Klimawandels verbessern, ohne dass 

langfristige wirtschaftliche Vorteile 

ausgeschlossen werden. 

2. Die Investitionen zielen im 

Wesentlichen auf Folgendes ab: 

 (a) den Wiederaufbau des 

forstwirtschaftlichen Potenzials nach 

Schäden durch Waldbrände und sonstige 

Naturkatastrophen wie Schädlinge und 
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Krankheiten sowie durch 

Katastrophenereignisse und Ereignisse im 

Zusammenhang mit dem Klimawandel; 

 (b) die Einhaltung von Verpflichtungen, 

die aufgrund von Umweltzielen, für das 

Erbringen von Ökosystemleistungen 

und/oder zur Steigerung des Freizeitwerts 

von Wäldern und bewaldeten Flächen in 

den betreffenden Gebiet eingegangen 

wurden oder das Potenzial der 

Ökosysteme zur Eindämmung des 

Klimawandels verbessern, ohne dass 

langfristige wirtschaftliche Vorteile 

ausgeschlossen werden. 

 

Änderungsantrag 90 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 26 – Absatz 2 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Die Unterstützung gemäß Absatz 2 

Buchstabe a hängt von der förmlichen 

Anerkennung durch die zuständigen 

öffentlichen Behörden der 

Mitgliedstaaten ab, dass sich eine 

Naturkatastrophe ereignet hat und dass 

diese Katastrophe oder die gemäß der 

Richtlinie 2000/29/EG erlassenen 

Maßnahmen zur Ausrottung bzw. 

Eindämmung der Ausbreitung einer 

Pflanzenkrankheit oder eines Schädlings 

zur Zerstörung von mindestens 30 % des 

jeweiligen landwirtschaftlichen Potenzials 

geführt hat bzw. haben. Dieser 

Prozentsatz wird auf der Grundlage 

entweder des durchschnittlichen 

bestehenden forstwirtschaftlichen 

Potenzials in dem der Naturkatastrophe 

unmittelbar vorausgehenden 

Dreijahreszeitraum oder des 

Durchschnitts in dem der 

Naturkatastrophe unmittelbar 

vorausgehenden Fünfjahreszeitraum 

bestimmt, wobei der höchste und der 



 

PE486.102v02-00 54/87 AD\913131DE.doc 

DE 

niedrigste Wert ausgeschlossen werden. 

 

Änderungsantrag 91 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 26 – Absatz 2 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2b. Es wird keine Unterstützung gemäß 

Absatz 2 Buchstabe a für einen 

Einkommensverlust aufgrund der 

Naturkatastrophe gewährt. Die 

Mitgliedstaaten stellen sicher, dass infolge 

der Kombination dieser Maßnahme mit 

anderen nationalen oder EU-

Unterstützungsinstrumenten oder 

privaten Versicherungssystemen keine zu 

hohe Entschädigung gewährt wird. 

 

Änderungsantrag 92 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Überschrift 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Investitionen in neue Techniken der 

Forstwirtschaft sowie in die Verarbeitung 

und Vermarktung forstwirtschaftlicher 

Erzeugnisse 

Investitionen in ökologisch nachhaltige 

Techniken der Forstwirtschaft sowie in die 

Verarbeitung und Vermarktung 

forstwirtschaftlicher Erzeugnisse 

 

Änderungsantrag 93 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 22 

Absatz 1 Buchstabe  wird privaten 

Waldbesitzern, Gemeinden und deren 

Zusammenschlüssen sowie KMU für 

Investitionen zur Verbesserung des 

forstwirtschaftlichen Potenzials oder für 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 22 

Absatz 1 Buchstabe e wird privaten 

Waldbesitzern, Gemeinden und deren 

Zusammenschlüssen sowie KMU für 

Investitionen in ökologisch nachhaltige 

Techniken der Forstwirtschaft oder für die 
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die Verarbeitung und Vermarktung 

forstwirtschaftlicher Erzeugnisse gewährt, 

die zur Erhöhung deren Wertschöpfung 

beiträgt. In den Gebieten der Azoren, 

Madeiras, der Kanarischen Inseln, der 

kleineren Inseln des Ägäischen Meeres im 

Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2019/93 

und der französischen überseeischen 

Departements darf die Unterstützung auch 

anderen Unternehmen als KMU gewährt 

werden. 

Verarbeitung und Vermarktung 

forstwirtschaftlicher Erzeugnisse gewährt, 

die zur Erhöhung deren Wertschöpfung 

beiträgt. In den Gebieten der Azoren, 

Madeiras, der Kanarischen Inseln, der 

kleineren Inseln des Ägäischen Meeres im 

Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2019/93 

und der französischen überseeischen 

Departements darf die Unterstützung auch 

anderen Unternehmen als KMU gewährt 

werden. 

 

Änderungsantrag 94 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Investitionen im Zusammenhang mit der 

Verbesserung des wirtschaftlichen Werts 

der Wälder müssen auf Ebene des 

forstwirtschaftlichen Betriebs erfolgen und 

können Investitionen in boden- und 

ressourcenfreundliche Erntemaschinen und 

-verfahren umfassen. 

2. Investitionen im Zusammenhang mit der 

Verbesserung des ökologischen Werts der 

Wälder müssen auf Ebene des 

forstwirtschaftlichen Betriebs erfolgen und 

können Investitionen in ökologisch 

besonders wertvolle boden- und 

ressourcenfreundliche Erntemaschinen und 

-verfahren umfassen. 

 

Änderungsantrag 95 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Agrarumwelt- und Klimazahlungen 

beziehen sich nur auf diejenigen 

Verpflichtungen, die über die 

einschlägigen obligatorischen 

Grundanforderungen gemäß Titel VI 

Kapitel I der Verordnung (EU) Nr. 

HR/2012 und andere einschlägige 

Verpflichtungen gemäß Titel III Kapitel 2 

der Verordnung (EU) Nr. DZ/2012, die 

einschlägigen Mindestanforderungen für 

den Einsatz von Dünge- und 

Pflanzenschutzmitteln und sonstige 

3. Die Agrarumwelt- und Klimazahlungen 

beziehen sich nur auf diejenigen 

Verpflichtungen, die signifikant über die 

einschlägigen obligatorischen 

Grundanforderungen gemäß Titel VI 

Kapitel I der Verordnung (EU) Nr. 

HR/2012 und andere einschlägige 

Verpflichtungen gemäß Titel III Kapitel 2 

der Verordnung (EU) Nr. DZ/2012, die 

einschlägigen Mindestanforderungen für 

den Einsatz von Dünge- und 

Pflanzenschutzmitteln und sonstige 
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einschlägige verpflichtende Anforderungen 

der nationalen Gesetzgebung hinausgehen. 

Alle diese verpflichtenden Anforderungen 

sind in dem Programm aufzuführen. 

einschlägige verpflichtende Anforderungen 

der nationalen Gesetzgebung hinausgehen. 

Alle diese verpflichtenden Anforderungen 

sind in dem Programm aufzuführen. 

 

Änderungsantrag 96 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 5 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die Verpflichtungen im Rahmen dieser 

Maßnahme werden für einen Zeitraum von 

fünf bis sieben Jahren eingegangen. Ist 

dies jedoch erforderlich, um die 

angestrebten Umweltvorteile zu 

verwirklichen oder zu erhalten, so können 

die Mitgliedstaaten in ihren 

Entwicklungsprogrammen für den 

ländlichen Raum für bestimmte 

Verpflichtungsarten einen längeren 

Zeitraum vorsehen, auch indem sie nach 

Ablauf des anfänglichen Zeitraums 

Verlängerungen um jeweils ein Jahr 

vorsehen. 

5. Die Verpflichtungen im Rahmen dieser 

Maßnahme werden für einen im 

Programm festgelegten und mit einem 

Maximum an Flexibilität in Bezug auf 

den Unterstützungszeitraum eingegangen. 

Ist dies jedoch erforderlich, um die 

angestrebten Umweltvorteile zu 

verwirklichen oder zu erhalten, so können 

die Mitgliedstaaten in ihren 

Entwicklungsprogrammen für den 

ländlichen Raum für bestimmte 

Verpflichtungsarten einen längeren 

Zeitraum vorsehen, auch indem sie nach 

Ablauf des anfänglichen Zeitraums 

Verlängerungen um jeweils ein Jahr 

vorsehen. Die Mitgliedstaaten können in 

den Programmen für die Entwicklung des 

ländlichen Raums für bestimmte 

Verpflichtungsarten auch einen kürzeren 

Zeitraum festlegen, wenn es sich gezeigt 

hat, dass die Umweltvorteile darunter 

nicht leiden. Die Mitgliedstaaten können 

festlegen, dass die Verpflichtungen 

dauerhaft sind, wenn die Verpflichtungen 

schriftlich in Grunddienstbarkeiten zur 

zukünftigen Nutzung des Bodens erfasst 

sind, um in einem nationalen 

Bodenregister geführt zu werden. 

Begründung 

Viele Landwirte möchten sich nicht zu bestimmten Maßnahmen verpflichten, die kürzer als 5 

Jahre andauern, da das Ergebnis ein potenzieller Verlust an Umweltvorteilen wäre. 

Verpflichtungen für ein Jahr sollten zulässig sein, wenn der Mitgliedstaat belegen kann, dass 

die Umwelt- oder Klimaauswirkungen nicht gefährdet werden. Derartige Verpflichtungen 
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wären unter anderem anwendbar für pestizidfreie Bewirtschaftung (das Versprühen der 

meisten Pestizide hat nur im laufenden Jahr Wirkung und wird im folgenden Jahr für die 

Bekämpfung von Schädlingen unwirksam). 

 

Änderungsantrag 97 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 8 – Unterabsatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Im Rahmen dieser Maßnahme wird keine 

Unterstützung für Verpflichtungen 

gewährt, die unter die Maßnahme 

„ökologischer/biologischer Landbau“ 

fallen. 

Im Rahmen dieser Maßnahme wird keine 

Unterstützung für Verpflichtungen 

gewährt, die unter die Maßnahme 

„ökologischer/biologischer Landbau“ 

fallen. Im Rahmen dieser Maßnahme wird 

keine Unterstützung für Verpflichtungen 

gewährt, die positiv für das Klima sind 

aber eine negative Auswirkung auf die 

Umwelt haben. 

Begründung 

Erstens ist es wichtig, dass die Einbeziehung von Klimafragen in die 

Agrarumweltmaßnahmen eine positive Wirkung mit sich bringt. Zweitens bestehen 

Befürchtungen, dass eine neue Ausgangslinie den Übergang zwischen den alten und den 

neuen Agrarumweltmaßnahmen stören würde. Besondere Aufmerksamkeit sollte deshalb 

dafür aufgebracht werden, dass gewährleistet wird, dass die Inanspruchnahme und die 

Auswirkung der Programme nicht zurückgehen. Drittens ist es außerdem wichtig, dass es für 

die Fortsetzung dieser Maßnahmen bis zum Abschluss des Programmzeitraums eine Garantie 

gibt. 

 

Änderungsantrag 98 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 9 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

9. Die Unterstützung kann für nicht unter 

die Absätze 1 bis 8 fallende Maßnahmen 

zur Erhaltung genetischer Ressourcen in 

der Landwirtschaft gewährt werden. 

9. Die Unterstützung kann für nicht unter 

die Absätze 1 bis 8 fallende Maßnahmen 

zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung 

genetischer Ressourcen in der 

Landwirtschaft gewährt werden.  

 

Änderungsantrag 99 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 10 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 10a. Ausgehend von der Ex-ante 

Bewertung sollten die Mitgliedstaaten bei 

der Entwicklung neuer oder bestehender 

Umweltmaßnahmen im Rahmen des 

nächsten Programmzeitraums 

Agrarumweltmaßnahmen bevorzugen, die 

auf Ebene der landwirtschaftlichen 

Betriebe und der Regionen eine erhöhte 

ökologische Leistung aufweisen, um die 

Inanspruchnahme der Maßnahmen und 

eine weitere Zunahme der Auswirkungen 

beizubehalten. 

Begründung 

Erstens ist es wichtig, dass die Einbeziehung von Klimafragen in die 

Agrarumweltmaßnahmen eine positive Wirkung mit sich bringt. Zweitens bestehen 

Befürchtungen, dass eine neue Ausgangslinie den Übergang zwischen den alten und den 

neuen Agrarumweltmaßnahmen stören würde. Besondere Aufmerksamkeit sollte deshalb 

dafür aufgebracht werden, dass gewährleistet wird, dass die Inanspruchnahme und die 

Auswirkung der Programme nicht zurückgehen. Drittens ist es außerdem wichtig, dass es für 

die Fortsetzung dieser Maßnahmen bis zum Abschluss des Programmzeitraums eine Garantie 

gibt. 

 

Änderungsantrag 100 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 10 b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 10b. Die Mitgliedstaaten ermöglichen, 

wenn die Ziele noch nicht erreicht sind, 

bis zum Ablauf des Programmzeitraums 

den Zugang von Landwirten zu 

Umweltmaßnahmen. 

Begründung 

Erstens ist es wichtig, dass die Einbeziehung von Klimafragen in die 

Agrarumweltmaßnahmen eine positive Wirkung mit sich bringt. Zweitens bestehen 

Befürchtungen, dass eine neue Ausgangslinie den Übergang zwischen den alten und den 

neuen Agrarumweltmaßnahmen stören würde. Besondere Aufmerksamkeit sollte deshalb 
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dafür aufgebracht werden, dass gewährleistet wird, dass die Inanspruchnahme und die 

Auswirkung der Programme nicht zurückgehen. Drittens ist es außerdem wichtig, dass es für 

die Fortsetzung dieser Maßnahmen bis zum Abschluss des Programmzeitraums eine Garantie 

gibt. 

 

Änderungsantrag 101 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 30 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme wird je Hektar LF Landwirten 

oder Gruppierungen von Landwirten 

gewährt, die sich freiwillig verpflichten, 

ökologische/biologische 

Landwirtschaftsverfahren und –methoden 

gemäß der Begriffsbestimmung in der 

Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates 

einzuführen oder beizubehalten. 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme wird je Hektar LF Landwirten 

oder Gruppierungen von Landwirten 

gewährt, die sich freiwillig verpflichten, 

ökologische/biologische 

Landwirtschaftsverfahren und –methoden 

gemäß der Begriffsbestimmung in der 

Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates 

einzuführen oder beizubehalten. Die 

Aufnahme dieser Maßnahme in die 

Entwicklungsprogramme für den 

ländlichen Raum ist obligatorisch. 

 

Änderungsantrag 102 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 30 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Verpflichtungen im Rahmen dieser 

Maßnahme werden für einen Zeitraum von 

fünf bis sieben Jahren eingegangen. Wird 

eine Unterstützung für die Beibehaltung 

des ökologischen/biologischen Landbaus 

gewährt, so können die Mitgliedstaaten in 

ihren Entwicklungsprogrammen für den 

ländlichen Raum nach Ablauf des 

anfänglichen Zeitraums eine jährliche 

Verlängerung vorsehen. 

3. Die Verpflichtungen im Rahmen dieser 

Maßnahme werden für einen Zeitraum von 

fünf bis sieben Jahren eingegangen. Die 

Mitgliedstaaten schaffen einen 

Mechanismus, um Landwirte anzureizen, 

an den Folgemaßnahmen nach 2020 

teilzunehmen, um zur Aufnahme dieser 

Maßnahme auch nach 2015 zu 

ermutigen. Wird eine Unterstützung für 

die Beibehaltung des 

ökologischen/biologischen Landbaus 

gewährt, so können die Mitgliedstaaten in 

ihren Entwicklungsprogrammen für den 

ländlichen Raum nach Ablauf des 
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anfänglichen Zeitraums eine jährliche 

Verlängerung vorsehen. 

 

Änderungsantrag 103 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 30 – Absatz 5 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 5a. Die Mitgliedstaaten legen unter 

besonderer Bezugnahme auf die Artikel 

17, 18, 28, 29, 31, 36 zur Ausweitung des 

ökologischen/biologischen Landbaus und 

zur Unterstützung der Ziele für die 

Umwelt und die Entwicklung des 

ländlichen Raums in ihren Programmen 

für die ländliche Entwicklung fest, wie 

diese Maßnahme mit anderen 

Maßnahmen der Verordnung kombiniert 

werden können. 

Begründung 

In der Verordnung sollte deutlich die Fähigkeit der Empfänger von Stützen für 

ökologischen/biologischen Landbau aufgezeigt werden, die ökologische/biologische 

Maßnahme mit weiteren in der Verordnung enthaltenen Maßnahmen zu kombinieren. Dazu 

müssen die Mitgliedstaaten gezwungen werden, in ihrem Programm für ländliche 

Entwicklung aufzuzeigen, wie Maßnahmen am besten kombiniert werden können, um unter 

Berücksichtigung des Europäischen Aktionsplans für ökologische Landwirtschaft und 

ökologisch erzeugte Lebensmittel den ökologischen Zielen und den Zielen bei der 

wirtschaftlichen Entwicklung des ländlichen Raums gerecht zu werden. 

 

Änderungsantrag 104 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 31 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme wird jährlich je Hektar 

landwirtschaftlich genutzter Fläche oder 

Waldfläche zum Ausgleich von Kosten und 

Einkommensverlusten gewährt, die den 

Begünstigten aufgrund von Nachteilen in 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme wird jährlich je Hektar 

landwirtschaftlich genutzter Fläche oder 

Waldfläche zum Ausgleich von Kosten und 

Einkommensverlusten gewährt, die den 

Begünstigten aufgrund von Nachteilen in 
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dem betreffenden Gebiet im 

Zusammenhang mit der Umsetzung der 

Richtlinien 92/43/EWG, 2000/60/EG und 

2009/147/EG entstehen. 

dem betreffenden Gebiet im 

Zusammenhang mit der Umsetzung der 

Richtlinien 92/43/EWG, 2000/60/EG und 

2009/147/EG entstehen. Für permanente 

Anforderungen kann die Unterstützung 

zur Abdeckung des gesamten Ausgleichs 

die Form einer Pauschalzahlung je 

Hektar landwirtschaftlich genutzter 

Fläche oder Waldfläche haben. In diesem 

Fall sind die Anforderungen als 

Grunddienstbarkeiten zur zukünftigen 

Nutzung des Bodens ausgestellt und 

werden in einem nationalen 

Bodenregister geführt werden. In 

ausreichend begründeten Fällen kann die 

Unterstützung basierend auf andere 

Kosten je Einheit als Hektar, wie 

Kilometer eines Wasserlaufs, gewährt 

werden. 

 Alternativ kann die Unterstützung 

materielle und/oder immaterielle nicht 

produktive Investitionen, die den mit den 

Richtlinien 2009/147/EG, 92/43/EWG and 

2000/60/EG verbundenen Bestimmungen 

entsprechen müssen, abdecken. 

 

Änderungsantrag 105 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 31 – Absatz 6 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) andere abgegrenzte Naturschutzgebiete 

mit umweltspezifischen Einschränkungen 

für die Landwirtschaft oder Wälder, die zur 

Umsetzung von Artikel 10 der Richtlinie 

92/43/EWG beitragen. Diese Gebiete 

dürfen bei jedem Entwicklungsprogramm 

für den ländlichen Raum nicht über 5 % 

der in den territorialen Anwendungsbereich 

des Programms fallenden Natura-2000-

Gebiete liegen; 

(b) andere abgegrenzte Naturschutzgebiete 

mit umweltspezifischen Einschränkungen 

für die Landwirtschaft oder Wälder, die zur 

Verbesserung der Population von Arten 

gemäß Anhang IV der Richtlinie 

92/43/EWG, zur Umsetzung von Artikel 

10 der Richtlinie 92/43/EWG sowie zum 

Schutz aller Vogelarten gemäß Artikel 1 

der Richtlinie 2009/147/EG beitragen. 

Diese hier genannten Gebiete dürfen bei 

jedem Entwicklungsprogramm für den 

ländlichen Raum nicht über 7 % der in den 

territorialen Anwendungsbereich des 
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Programms fallenden Natura-2000-Gebiete 

liegen; 

Begründung 

Es ist wichtig, diese Maßnahme auch zu nutzen, um sich um außerhalb der Natura-2000- 

Gebiete befindliche Arten zu kümmern, insbesondere um Arten, die in Europa besonders 

bedroht sind. Um eine Konzentration zu ermöglichen, ist es wichtig zu klären, welches diese 

spezifischen Arten und Lebensräume sind, auf die geachtet werden soll. Es ist wichtig, dass 

jede Unterstützung für von dieser Richtlinie berührte Gebiete vom Bestehen spezieller 

Bewirtschaftungspflichten abhängig ist, um die zur Erreichung der Ziel der Richtlinie 

erforderlichen Veränderungen an der Landbewirtschaftung zu ermöglichen. 

 

Änderungsantrag 106 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 31 – Absatz 6 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) in Bewirtschaftungsplänen für 

Flusseinzugsgebiete nach der Richtlinie 

2000/60/EG aufgeführte 

landwirtschaftliche Gebiete. 

(c) in Bewirtschaftungsplänen für 

Flusseinzugsgebiete nach der Richtlinie 

2000/60/EG aufgeführte 

landwirtschaftliche und 

forstwirtschaftliche Gebiete. 

 

Änderungsantrag 107 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 31 – Absatz 7 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 7a. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 

dass im Finanzplan für 

landwirtschaftliche Flächen im Rahmen 

von Natura 2000, für forstwirtschaftliche 

Flächen im Rahmen von Natura 2000 

und für Maßnahmen der 

Wasserrahmenrichtlinie getrennte 

Haushalte ausgewiesen werden. 

Begründung 

Es ist wichtig, zu sehen, wie viel Haushaltsmittel im Rahmen dieser Maßnahme für 

forstwirtschaftliche und landwirtschaftliche Flächen zur Verfügung gestellt werden. Dies 
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dient der Transparenz, da es sich vorher um getrennte Maßnahmen handelte. 

 

Änderungsantrag 108 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 32 – Absatz 5 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die Mitgliedstaaten können Zahlungen 

im Rahmen dieser Maßnahme im 

Zeitraum 2014 bis 2017 Landwirten in 

Gebieten gewähren, die während des 

Programmplanungszeitraums 2007-2013 

gemäß Artikel 36 Buchstabe a Ziffer ii der 

Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 

beihilfefähig waren, dies infolge der 

neuen Abgrenzung gemäß Artikel 46 

Absatz 3 nun jedoch nicht mehr sind. 

Diese Zahlungen sind degressiv und 

belaufen sich 2014 auf 80 % und 2017 

auf 20 % der im Jahr 2013 erhaltenen 

Zahlung. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 109 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 33 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) landwirtschaftliche 

Bewirtschaftungssysteme mit hohem 

Naturschutzwert (HNVF).  

 

Änderungsantrag 110 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 33 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Um für Zahlungen gemäß Artikel 32 in 

Betracht zu kommen, gelten andere 

Gebiete als Berggebiete als aus erheblichen 

naturbedingten Gründen benachteiligte 

Um für Zahlungen gemäß Artikel 32 in 

Betracht zu kommen, gelten andere 

Gebiete als Berggebiete als aus erheblichen 

naturbedingten Gründen benachteiligte 
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Gebiete, wenn mindestens 66 % der LF 

mindestens eines der Kriterien von 

Anhang II mit dem darin angegebenen 

Schwellenwert erfüllen. Die Einhaltung der 

Bedingung wird auf der angemessenen 

Ebene der lokalen Verwaltungseinheiten 

(„LAU2“-Ebene) sichergestellt. 

Gebiete, wenn mindestens 50 % der LF 

entweder mindestens eines der Kriterien 

von Anhang II mit dem darin angegebenen 

Schwellenwert oder kombinierte 

biophysische Kriterien des derzeit auf 

Ebene der Mitgliedstaaten bestehenden 

Indexsystems erfüllen. Die Einhaltung der 

Bedingung wird auf der LAU2-Ebene oder 

unterhalb der LAU2 beispielsweise auf 
Ebene der Gemeinden sichergestellt. 

 

Änderungsantrag 111 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 33 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bei der Abgrenzung der unter diesen 

Absatz fallenden Gebiete nehmen die 

Mitgliedstaaten eine Feinabstimmung auf 

der Grundlage objektiver Kriterien vor, um 

die Gebiete auszuschließen, in denen 

erhebliche naturbedingte Gründe gemäß 

Unterabsatz 1 nachgewiesen, jedoch durch 

Investitionen oder Wirtschaftstätigkeit aus 

dem Weg geräumt worden sind. 

Bei der Abgrenzung der unter diesen 

Absatz fallenden Gebiete, die nicht zu 

denen gehören, die entsprechend den 

Klimakriterien in Anhang II als natürlich 

benachteiligt eingestuft werden, nehmen 

die Mitgliedstaaten eine Feinabstimmung 

auf der Grundlage objektiver Kriterien vor, 

um die Gebiete auszuschließen, in denen 

erhebliche naturbedingte Gründe gemäß 

Unterabsatz 1 nachgewiesen, jedoch durch 

Investitionen oder Wirtschaftstätigkeit aus 

dem Weg geräumt worden sind. 

 

Änderungsantrag 112 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 34 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Tierschutzzahlungen im Rahmen dieser 

Maßnahme werden Landwirten gewährt, 

die sich freiwillig verpflichten, Vorhaben 

durchzuführen, die in einer oder mehreren 

Tierschutzverpflichtungen bestehen. 

1. Tierschutzzahlungen im Rahmen dieser 

Maßnahme werden Landwirten gewährt, 

die sich freiwillig verpflichten, Vorhaben 

durchzuführen, die in einer oder mehreren 

Tierschutzverpflichtungen bestehen und 

signifikant über die gesetzlichen Normen 

hinausgehen. 
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Änderungsantrag 113 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 34 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Zahlungen, die sich auf die Fläche 

oder andere Kosten je Einheit gründen, 

werden jährlich gewährt und entschädigen 

die Landwirte für die Gesamtheit oder 

einen Teil der zusätzlichen Kosten und 

Einkommensverluste infolge der 

eingegangenen Verpflichtung. 

Erforderlichenfalls könne sie auch 

Transaktionskosten für den Wert von bis 

zu 20 % der für die 

Tierschutzverpflichtung gezahlten Prämie 

decken. 

3. Die Zahlungen, die sich auf die Fläche 

oder andere Kosten je Einheit gründen, 

werden jährlich gewährt und entschädigen 

die Landwirte für die Gesamtheit oder 

einen Teil der zusätzlichen Kosten und 

Einkommensverluste infolge der 

eingegangenen Verpflichtung. 

Erforderlichenfalls könnte sie auch 

Transaktionskosten für den Wert von bis 

zu 20 % der für die 

Tierschutzverpflichtung gezahlten Prämie 

decken. Um zu ermitteln, ob Vorhaben 

über gesetzliche Normen hinausgehen, 

sowie zur Ermittlung der Unterstützung 

der Landwirte sind ergebnisorientierte 

Tierschutzindikatoren anzuwenden. 

Begründung 

Auch die „Strategie der Europäischen Union für den Schutz und das Wohlergehen von Tieren 

2012-2015" spricht von der "Verwendung wissenschaftlich fundierter Tierschutzindikatoren 

als mögliches Instrument zur Vereinfachung des Rechtsrahmens und zur Ermöglichung von 

Flexibilität, um die Wettbewerbsfähigkeit der Tierproduzenten zu verbessern". 

 

Änderungsantrag 114 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 35 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme wird je Hektar Waldfläche an 

Waldeigentümer, Gemeinden und deren 

Vereinigungen gewährt, die sich freiwillig 

verpflichten, Vorhaben durchzuführen, die 

in einer oder mehreren 

Waldumweltverpflichtungen bestehen. 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahme wird je Hektar Waldfläche an 

Waldeigentümer, Gemeinden und deren 

Vereinigungen gewährt, die sich freiwillig 

verpflichten, Vorhaben durchzuführen, die 

in einer oder mehreren 

Waldumweltverpflichtungen bestehen. 
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Stellen, die staatseigene Wälder 

bewirtschaften, können auch eine 

Unterstützung erhalten, sofern sie vom 

Staatshaushalt unabhängig sind. 

Stellen, die staatseigene Wälder 

bewirtschaften, können auch eine 

Unterstützung erhalten. 

 

Änderungsantrag 115 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 35 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Zahlungen werden nur für die 

Verpflichtungen gewährt, die über die 

einschlägigen obligatorischen 

Grundanforderungen gemäß dem 

nationalen Forstgesetz oder anderen 

nationalen Rechtsvorschriften hinausgehen. 

Alle diese Anforderungen müssen im 

Programm genannt werden. 

2. Die Zahlungen werden nur für die 

Verpflichtungen gewährt, die signifikant 

über die einschlägigen obligatorischen 

Grundanforderungen gemäß dem 

nationalen Forstgesetz oder anderen 

nationalen Rechtsvorschriften hinausgehen. 

Alle diese Anforderungen müssen im 

Programm genannt werden. 

 

Änderungsantrag 116 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 36 – Absatz 2 – Buchstabe e a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ea) Informations- und 

Förderungsaktivitäten, die sich auf die 

Entwicklung von Produkten im Rahmen 

von Qualitätsmaßnahmen durch 

landwirtschaftliche 

Bewirtschaftungssysteme wie dem 

ökologischen/biologischen Landbau und 

dem landwirtschaftlichen 

Bewirtschaftungssystem mit hohem 

Naturschutzwert beziehen; 

Begründung 

Die aktuelle Verordnung gestattet es den Mitgliedstaaten, Informations- und 

Förderungsaktivitäten von Erzeugergruppen von Qualitätsmaßnahmen wie dem 

ökologischen/biologischen Lebensmittelmarkt zu unterstützen. Die Einbeziehung dieser 

Förderung in die neue Verordnung gestattet eine gemeinschaftliche Finanzierung für 

Marktentwicklungsaktivitäten durch die EU, die kritisch sind für die Entwicklung des 
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ökologischen/biologischen Marktes. Die Förderung entlang der ökologischen/biologischen 

Lebensmittelkette könnte den Anreiz schaffen, den Umfang von Bio-Lebensmitteln in 

Schulkantinen und Seniorenheimen zu erhöhen. 

 

Änderungsantrag 117 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 36 – Absatz 2 – Buchstabe e b (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (eb) Förderung entlang der 

ökologischen/biologischen 

Lebensmittelkette 

Begründung 

Die aktuelle Verordnung gestattet es den Mitgliedstaaten, Informations- und 

Förderungsaktivitäten von Erzeugergruppen von Qualitätsmaßnahmen wie dem 

ökologischen/biologischen Lebensmittelmarkt zu unterstützen. Die Einbeziehung dieser 

Förderung in die neue Verordnung gestattet eine gemeinschaftliche Finanzierung für 

Marktentwicklungsaktivitäten durch die EU, die kritisch sind für die Entwicklung des 

ökologischen/biologischen Marktes. Die Förderung entlang der ökologischen/biologischen 

Lebensmittelkette könnte den Anreiz schaffen, den Umfang von Bio-Lebensmitteln in 

Schulkantinen und Seniorenheimen zu erhöhen. 

 

Änderungsantrag 118 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 36 – Absatz 2 – Buchstabe j a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ja) Zusammenarbeit zwischen Akteuren 

von Versorgungsketten zur Förderung 

von tierschutzgerechten 

Erzeugungssystemen. 

Begründung 

Der Umfang der Zusammenarbeit ist ein gutes Instrument, um Tierschutz in die 

Nahrungskette durch die Einbeziehung verschiedener Akteure einzubetten und trägt deshalb 

zur Entwicklung einer nachhaltigen Tierhaltung bei. 
 

Änderungsantrag 119 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung im Rahmen dieser 

Maßnahmen bezieht sich auf 

entfällt  

(a) direkt an die Landwirte gezahlte 

Finanzbeiträge für Prämien für Ernte-, 

Tier- und Pflanzenversicherungen gegen 

wirtschaftliche Einbußen infolge widriger 

Witterungsverhältnisse und Tierseuchen 

oder Pflanzenkrankheiten oder 

Schädlingsbefall; 

 

(b) Finanzbeiträge an Fonds auf 

Gegenseitigkeit, um finanzielle 

Entschädigungen an Landwirte für 

wirtschaftliche Einbußen infolge des 

Ausbruchs einer Tierseuche oder 

Pflanzenkrankheit oder eines 

Umweltvorfalls zu zahlen; 

 

(c) ein Instrument zur 

Einkommensstabilisierung in Form von 

Finanzbeiträgen an einen Fonds auf 

Gegenseitigkeit, um die Landwirte zu 

entschädigen, die einen erheblichen 

Einkommensrückgang verzeichnen. 

 

2. Für die Zwecke von Absatz 1 

Buchstaben b und c ist ein „Fonds auf 

Gegenseitigkeit“ ein vom Mitgliedstaat 

nach nationalem Recht zugelassenes 

System, mit dem sich die beigetretenen 

Landwirte absichern können, indem 

denjenigen beigetretenen Landwirten, 

denen wirtschaftliche Einbußen infolge 

des Ausbruchs einer Tierseuche oder 

Pflanzenkrankheit oder infolge eines 

Umweltvorfalls entstehen oder die einen 

erheblichen Einkommensrückgang 

verzeichnen, Entschädigungen gewährt 

werden. 

 

3. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

die Kombination dieser Maßnahme mit 

anderen nationalen oder EU-

Stützungsinstrumenten oder privaten 

Versicherungssystemen nicht zu 
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überhöhten Zahlungen führt. Bei der 

Schätzung der Einkommen der Landwirte 

muss auch die im Rahmen des 

Europäischen Fonds für die Anpassung 

an die Globalisierung1  (nachstehend 

„EGF“) erhaltene direkte 

Einkommensstützung berücksichtigt 

werden.  

4. Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 90 

über die Mindest- und Höchstlaufzeit der 

Darlehen zu Marktbedingungen für 

Fonds auf Gegenseitigkeit gemäß 

Artikel 39 Absatz 3 Buchstabe b und 

Artikel 40 Absatz 4 zu erlassen. 

 

Begründung 

Es ist nicht erforderlich, in der 2. Säule spezielle Einkommensstabilisierungen gegen Risiken 

einzubeziehen, da bereits in der 1. Säule eine Grundeinkommensstabilisierung geregelt ist. 

Das Ziel der 2. Säule ist es, Landwirte und Landbewirtschafter in ländlichen Gegenden hin zu 

einem besseren und resistenteren agraökologischen System zu lenken. Wenn es sich zeigt, 

dass Bewirtschaftungsmaßnahmen erforderlich sind, dann sollten diese in die 1. Säule 

aufgenommen werden, zusammen mit den allgemeinen Einkommensstabilisierungssystemen. 

 

Änderungsantrag 120 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 38 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 37 

Absatz 1 Buchstabe a darf nur gewährt 

werden für Versicherungsverträge, die 

Einbußen decken, die durch widrige 

Witterungsverhältnisse oder eine 

Tierseuche oder Pflanzenkrankheit oder 

einen Schädlingsbefall oder eine gemäß 

der Richtlinie 2000/29/EG erlassenen 

Maßnahme zur Ausrottung bzw. 

Eindämmung der Ausbreitung einer 

Pflanzenkrankheit oder eines Schädlings 

verursacht werden, aufgrund derer mehr 

als 30 % der durchschnittlichen 

Jahreserzeugung des Landwirts im 

vorhergehenden Dreijahreszeitraum oder 

entfällt 
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eines Dreijahresdurchschnitts auf der 

Grundlage des vorhergehenden 

Fünfjahreszeitraums unter Ausschluss 

des höchsten und des niedrigsten Werts 

zerstört wurden. 

2. Das Auftreten widriger 

Witterungsverhältnisse oder der Ausbruch 

einer Tierseuche oder Pflanzenkrankheit 

oder eines Schädlingsbefall muss von der 

zuständigen Behörde des betreffenden 

Mitgliedstaats förmlich als 

solches/solcher anerkannt werden. Die 

Mitgliedstaaten können gegebenenfalls im 

Voraus Kriterien aufstellen, die für die 

Gewährung dieser förmlichen 

Anerkennung gelten sollen. 

 

3. Die Versicherungszahlungen gleichen 

höchstens die Gesamtkosten für den 

Ersatz der in Artikel 37 Absatz 1 

Buchstabe a genannten Verluste aus und 

sind nicht mit Auflagen bezüglich Art 

oder Menge der künftigen Erzeugung 

verbunden. Die Mitgliedstaaten können 

den Prämienbetrag, der für eine 

Unterstützung in Betracht kommt, durch 

die Anwendung angemessener 

Obergrenzen beschränken. 

 

4. Der Höchstsatz der Unterstützung ist in 

Anhang I festgesetzt. 

 

Begründung 

Das Ziel von Säule 2 ist es Landwirte und Landbewirtschafter in ländlichen Gegenden hin zu 

besseren und resistenteren agraökologischen Systemen zu lenken. 

Risikomanagementmaßnahmen würden die Finanzierung in die ländliche Entwicklung, die 

unbedingt in nachhaltige Praktiken gelenkt werden muss, weiter verringern. 

 

Änderungsantrag 121 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 39 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Um für die Unterstützung in Betracht 

zu kommen, muss der betreffende Fonds 

entfällt 
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auf Gegenseitigkeit 

(a) von der zuständigen Behörde nach 

nationalem Recht zugelassen worden 

sein; 

 

(b) bei den Einzahlungen in und 

Auszahlungen aus dem Fonds ein 

transparentes Vorgehen aufzeigen; 

 

(c) klare Regeln haben für die Zuweisung 

der Verantwortung für etwaige Schulden. 

 

2. Die Mitgliedstaaten legen die Regeln 

für die Errichtung und Verwaltung der 

Fonds auf Gegenseitigkeit fest, 

insbesondere für die Gewährung der 

Entschädigungen an die Betriebsinhaber 

im Krisenfall und für die Verwaltung und 

Überwachung der Einhaltung dieser 

Regeln. 

 

3. Die Finanzbeiträge gemäß Artikel 37 

Absatz 1 Buchstabe b dürfen sich nur auf 

Folgendes beziehen: 

 

(a) die Verwaltungskosten für die 

Einrichtung des Fonds auf 

Gegenseitigkeit, degressiv aufgeteilt auf 

einen Höchstzeitraum von drei Jahren, 

 

(b) die Beträge, die vom Fonds auf 

Gegenseitigkeit als finanzielle 

Entschädigung an die Landwirte 

ausgezahlt werden. Außerdem kann sich 

der Finanzbeitrag auf Zinsen für die vom 

Fonds zu Marktbedingungen 

aufgenommenen Darlehen zur Zahlung 

von Entschädigungen an die Landwirte 

im Krisenfall beziehen. Zum 

ursprünglichen Grundkapital darf nicht 

aus öffentlichen Mitteln beigetragen 

werden. 

 

4. Hinsichtlich der Tierseuchen wird die 

finanzielle Entschädigung gemäß 

Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe b nur für 

Seuchen gewährt, die in der Liste der 

Tierseuchen der Weltorganisation für 

Tiergesundheit und/oder dem Anhang der 

Entscheidung 90/424/EWG aufgeführt 

sind. 

 

5. Der Höchstsatz der Unterstützung ist in 

Anhang I festgesetzt. 

 

Die Mitgliedstaaten können die für eine 

Unterstützung in Betracht kommenden 
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Kosten begrenzen, indem sie Folgendes 

anwenden: 

(a) Obergrenzen je Fonds,  

(b) angemessene Obergrenzen je Einheit.  

Begründung 

Das Ziel von Säule 2 ist es Landwirte und Landbewirtschafter in ländlichen Gegenden hin zu 

besseren und resistenteren agraökologischen Systemen zu lenken. 

Risikomanagementmaßnahmen würden die Finanzierung in die ländliche Entwicklung, die 

unbedingt in nachhaltige Praktiken gelenkt werden muss, weiter verringern. 

 

Änderungsantrag 122 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Unterstützung gemäß Artikel 37 

Absatz 1 Buchstabe c darf nur gewährt 

werden, wenn der Einkommensrückgang 

30 % des durchschnittlichen 

Jahreseinkommens des einzelnen 

Landwirts im vorhergehenden 

Dreijahreszeitraum oder eines 

Dreijahresdurchschnitts auf der 

Grundlage des vorhergehenden 

Fünfjahreszeitraums unter Ausschluss 

des höchsten und des niedrigsten Werts 

überschreitet. Einkommen im Sinne von 

Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe c ist die 

Summe der Einnahmen, die der Landwirt 

aus dem Markt erhält, einschließlich jeder 

Art öffentlicher Unterstützung, unter 

Abzug der Kosten für Betriebsstoffe. Die 

Auszahlungen aus dem Fonds auf 

Gegenseitigkeit an die Landwirte gleichen 

höchstens 70 % des Einkommensverlustes 

aus. 

entfällt 

2. Um für die Unterstützung in Betracht 

zu kommen, muss der betreffende Fonds 

auf Gegenseitigkeit 

 

(a) von der zuständigen Behörde nach 

nationalem Recht zugelassen worden 

sein; 

 

(b) bei den Einzahlungen in und  
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Auszahlungen aus dem Fonds ein 

transparentes Vorgehen aufzeigen; 

(c) klare Regeln haben für die Zuweisung 

der Verantwortung für etwaige Schulden. 

 

3. Die Mitgliedstaaten legen die Regeln 

für die Errichtung und Verwaltung der 

Fonds auf Gegenseitigkeit fest, 

insbesondere für die Gewährung der 

Entschädigungen an die Betriebsinhaber 

im Krisenfall und für die Verwaltung und 

Überwachung der Einhaltung dieser 

Regeln. 

 

4. Die Finanzbeiträge gemäß Artikel 37 

Absatz 1 Buchstabe c dürfen sich nur auf 

die vom Fonds auf Gegenseitigkeit als 

finanzielle Entschädigung an Landwirte 

gezahlten Beträge beziehen. Außerdem 

kann sich der Finanzbeitrag auf Zinsen 

für die vom Fonds zu Marktbedingungen 

aufgenommenen Darlehen zur Zahlung 

von Entschädigungen an die Landwirte 

im Krisenfall beziehen. Zum 

ursprünglichen Grundkapital darf nicht 

aus öffentlichen Mitteln beigetragen 

werden. 

 

Begründung 

Das Ziel von Säule 2 ist es Landwirte und Landbewirtschafter in ländlichen Gegenden hin zu 

besseren und resistenteren agraökologischen Systemen zu lenken. 

Risikomanagementmaßnahmen würden die Finanzierung in die ländliche Entwicklung, die 

unbedingt in nachhaltige Praktiken gelenkt werden muss, weiter verringern. Stattdessen 

sollten unter der Säule marktfördernde Maßnahmen entwickelt werden, um eine 

Stabilisierung des Marktes und gerechte Preise für Landwirte und Erzeuger zu ermöglichen. 

 

Änderungsantrag 123 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 43 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ba) die Möglichkeit für bereits 

bestehende lokale Aktionsgruppen, die für 

eine Bewerbung neuer Gebiete für das 

LEADER-Programm notwendigen 

Studien und 
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Sensibilisierungsmaßnahmen 

durchzuführen. 

 

Änderungsantrag 124 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 43 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ba) Förderung von Aktionen zu 

Alternativen für die menschliche 

Ernährung, von Bildungs- und 

Partizipationsoffensiven zur 

Gesundheitsförderung, von 

Ernährungssouveränitätsaktivitäten und 

von Aktionen zu Lebensmittelqualitäts- 

und Tierschutzaspekten. 

 

Änderungsantrag 125 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 46 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Um für eine Unterstützung aus dem 

ELER in Betracht zu kommen, muss den 

Investitionen eine Evaluierung der 

erwarteten Umweltauswirkungen gemäß 

den für diese Investitionsart geltenden 

Rechtsvorschriften vorausgehen, wenn die 

Investition negative Auswirkungen auf die 

Umwelt haben dürfte. 

1. Um für eine Unterstützung aus dem 

ELER in Betracht zu kommen, muss den 

Investitionen eine Evaluierung der 

erwarteten Umweltauswirkungen gemäß 

den für diese Investitionsart geltenden 

Rechtsvorschriften vorausgehen, wenn die 

Investition negative Auswirkungen auf die 

Umwelt haben dürfte. Es werden 

ausschließlich Investitionen gefördert, die 

einen erheblichen Beitrag für den 

Umwelt-, Klima- und Tierschutz leisten 

und signifikant über die gesetzlichen 

Normen hinausgehen. 

 

Änderungsantrag 126 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 46 – Absatz 2 – Buchstabe a 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Errichtung, Erwerb, einschließlich 

Leasing, oder Modernisierung von 

unbeweglichem Vermögen; 

(a) Errichtung, Erwerb, einschließlich 

Leasing, oder Modernisierung von 

unbeweglichem Vermögen wobei 

energiesparender und klimafreundlicher 

Ausrüstung Vorrang eingeräumt wird; 

 

Änderungsantrag 127 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 46 – Absatz 2 – Buchstabe b 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Kauf oder Leasingkauf neuer 

Maschinen und Anlagen, einschließlich 

Computersoftware, bis zum marktüblichen 

Wert des Wirtschaftsguts; 

(b) Kauf oder Leasingkauf neuer 

Maschinen und Anlagen, einschließlich 

Computersoftware, bis zum marktüblichen 

Wert des Wirtschaftsguts wobei 

energiesparender und klimafreundlicher 

Ausrüstung Vorrang eingeräumt wird; 

 

Änderungsantrag 128 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 46 – Absatz 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Im Falle der Bewässerung gelten nur 

Investitionen, die eine Senkung des 

bisherigen Wasserverbrauchs um 

mindestens 25 % zur Folge haben, als 

förderfähige Ausgaben. Abweichend davon 

können in den Mitgliedstaaten, die der EU 

ab 2004 beigetreten sind, Investitionen in 

neue Bewässerungsanlagen als 

förderfähige Ausgaben gelten, wenn eine 

Umweltanalyse nachweist, dass die 

betreffende Investition nachhaltig ist und 

keine negativen Auswirkungen auf die 

Umwelt hat. 

3. Im Falle der Bewässerung gelten nur 

Investitionen, die eine Senkung des 

bisherigen Wasserverbrauchs um 

mindestens 25 % oder die 

Wiederverwendung des Wassers zur Folge 

haben, als förderfähige Ausgaben. 

Abweichend davon können in den 

Mitgliedstaaten, die der EU ab 2004 

beigetreten sind, Investitionen in neue 

Bewässerungsanlagen als förderfähige 

Ausgaben gelten, wenn eine 

Umweltanalyse nachweist, dass die 

betreffende Investition nachhaltig ist und 

keine negativen Auswirkungen auf die 

Umwelt hat. 
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Änderungsantrag 129 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 53 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Es wird ein EIP-Netzwerk geschaffen, 

um die in Artikel 61 genannte EIP 

„Produktivität und Nachhaltigkeit in der 

Landwirtschaft“ gemäß Artikel 51 

Absatz 1 zu unterstützen. Es dient zur 

Förderung der Vernetzung der 

operationellen Gruppen, Beratungsdienste 

und Forscher. 

1. Es wird ein EIP-Netzwerk geschaffen, 

um die in Artikel 61 genannte EIP 

„Produktivität und Nachhaltigkeit in der 

Landwirtschaft“ gemäß Artikel 51 

Absatz 1 zu unterstützen. Es dient zur 

Förderung der Vernetzung der 

operationellen Gruppen, Beratungsdienste, 

NRO, gewerblichen Körperschaften und 

Forscher. 

Begründung 

Es ist entscheidend für diese Europäische Innovationspartnerschaft dahingehend zu wirken, 

dass Nichtregierungsorganisationen einen gleichberechtigten Zugang zu und Einfluss auf das 

Netzwerk haben. Es gibt deshalb keinen Grund, diese nicht bereits jetzt klar im Text zu 

erwähnen. 

 

Änderungsantrag 130 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 55 – Absatz 2 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) das breite Publikum und die 

potenziellen Begünstigten über die Politik 

zur Entwicklung des ländlichen Raums 

informieren; 

(c) das breite Publikum und die 

potenziellen Begünstigten über die Politik 

zur Entwicklung des ländlichen Raums 

und Finanzierungsmöglichkeiten 

informieren; 

 

Änderungsantrag 131 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 61 – Absatz 1 – Buchstabe a 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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(a) Förderung eines ressourceneffizienten, 

produktiven, emissionsarmen, 

klimafreundlichen und -resistenten 

Agrarsektors, der in Harmonie mit den 

wesentlichen natürlichen Ressourcen 

arbeitet, von denen die Landwirtschaft 

abhängt; 

(a) Förderung eines ressourceneffizienten 

und energiesparenden, produktiven, 

emissionsarmen, tierschutzfreundlichen, 

klimafreundlichen und -resistenten Agrar- 

und Forstsektors, der in Harmonie mit den 

wesentlichen natürlichen Ressourcen 

arbeitet, von denen die Landwirtschaft 

abhängt; 

Begründung 

Es ist wesentlich, dass die Innovationspartnerschaft genutzt wird, um den Tierschutz als Teil 

der nachhaltigen Landwirtschaft in Übereinstimmung mit der Strategie für nachhaltige 

Entwicklung zu verbessern. 

 

Änderungsantrag 132 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 61 – Absatz 1 – Buchstabe c 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Verbesserung der Prozesse zur 

Bewahrung unserer Umwelt, zur 

Eindämmung des Klimawandels und zur 

Anpassung an seine Auswirkungen; 

(c) Konzentration auf die Verbesserung 

der Prozesse zur Bewahrung unserer 

Umwelt, zur Förderung 

agrarökologischer Erzeugungssysteme 

und landwirtschaftlicher Praktiken mit 

niedrigem Input zur Eindämmung des 

Klimawandels und zur Anpassung an seine 

Auswirkungen bei gleichzeitiger 

Unterstützung des Tierschutzes; 

Begründung 

Gemäß Artikel 13 des Vertrags ist festgelegt, dass die EU bei der Verabschiedung 

agrarpolitischer Maßnahmen den Tierschutz umfassend berücksichtigen muss. Die EU sollte 

sicherstellen, dass Aktivitäten im Rahmen der Innovationspartnerschaft keine negativen 

Auswirkungen auf den Tierschutz für Nutztiere haben sondern diesen im Gegenteil fördern. 

 

Änderungsantrag 133 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 61 – Absatz 1 – Buchstabe d 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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(d) Schlagen einer Brücke zwischen 

Spitzenforschung und –technologie und 

den Landwirten, Unternehmen und 

Beratungsdiensten, die diese benötigen. 

(d) Schlagen einer Brücke zwischen 

Spitzenforschung und –technologie und 

den Landwirten, Waldbewirtschafter, 

Bienenzüchter, Unternehmen und 

Beratungsdiensten, die diese benötigen. 

 

Änderungsantrag 134 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 62 – Absatz 1 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. EIP-operationelle Gruppen sind Teil der 

EIP „Produktivität und Nachhaltigkeit in 

der Landwirtschaft“. Sie werden von 

Interessengruppen wie Landwirten, 

Forschern, Beratern sowie Unternehmen 

des Agrar- und Nahrungsmittelsektors 

gegründet. 

1. EIP-operationelle Gruppen sind Teil der 

EIP „Produktivität und Nachhaltigkeit in 

der Land- und Forstwirtschaft“. Sie 

werden von Interessengruppen wie 

Landwirten, Forschern, Beratern sowie 

Unternehmen des Agrar- und 

Nahrungsmittelsektors gegründet. 

 

Änderungsantrag 135 

Vorschlag für eine Verordnung 
Artikel 65 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Mindestens 5 % der gesamten ELER-

Beteiligung zum Entwicklungsprogramm 

für den ländlichen Raum sind für LEADER 

vorzubehalten. 

5. Mindestens 10 % der gesamten ELER-

Beteiligung zum Entwicklungsprogramm 

für den ländlichen Raum sind für LEADER 

vorzubehalten. 

 

Änderungsantrag 136 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 65 – Absatz 7 a (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 7a. Mindestens 35 % des ELER-

Gesamtbeitrags für jedes 

Entwicklungsprogramm für den 

ländlichen Raum ist über Agrarumwelt- 

und Klimamaßnahmen, 
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ökologischen/biologischen Landbau und 

Förderungen im Rahmen von Natura 

2000 und der Wasserrahmenrichtlinie, 

über Zahlungen an Gebiete, die aus 

naturbedingten oder anderen spezifischen 

Gründen benachteiligt sind, über 

Investitionen zur Verbesserung der 

Widerstandsfähigkeit und des 

ökologischen Werts von 

Waldökosystemen, für Waldumwelt- und -

Klimadienstleistungen sowie zur 

Erhaltung der Wälder auf die 

Eindämmung des Klimawandels und die 

Anpassung an seine Folgen sowie die 

nachhaltige Landbewirtschaftung zu 

verwenden, . Außerdem behalten die 

Mitgliedstaaten mindestens das Niveau 

der im Programmplanungszeitraum 2007-

2013 in diesem Bereich unternommenen 

Bemühungen bei. 

Begründung 

Im laufenden Programmzeitraum gibt es bereits eine 25% Mindestschwelle für Ausgaben in 

die 2. Säule, das sollte auf eine Mindestschwelle 35% der Ausgaben erhöht werden. Alle 

spezifischen Umweltmaßnahmen sollten einbezogen werden (Umwelt- und Klimamaßnahmen, 

biologische, Natura 2000, Wasserrahmenrichtlinie, Forstumwelt usw.) jedoch sollten keine 

nicht spezifischen Umweltmaßnahmen (benachteiligte Gebiete) angerechnet werden. 

 

Änderungsantrag 137 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 66 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Finanzmittel, die dem ELER gemäß 

Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EU) 

Nr. DZ/2012 übertragen werden, werden 

für Vorhaben vorbehalten, die einen 

bedeutenden Beitrag zur Innovation im 

Zusammenhang mit der Produktivität und 

Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft, 

einschließlich der Eindämmung des 

Klimawandels und Anpassung an seine 

Folgen, leisten. 

Die Finanzmittel, die dem ELER gemäß 

Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EU) 

Nr. DZ/2012 übertragen werden, werden 

für Vorhaben vorbehalten, die einen 

bedeutenden Beitrag zur Innovation im 

Zusammenhang mit der Produktivität und 

Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft, 

einschließlich der Eindämmung des 

Klimawandels und/oder Anpassung an 

seine Folgen, leisten. Auch innovative 

Maßnahmen sollten zur Verbesserung der 



 

PE486.102v02-00 80/87 AD\913131DE.doc 

DE 

ökologischen Nachhaltigkeit von 

Landbau und der Lebensmittelkette 

beitragen und in keinem Fall die 

ökologischen Ziele der GAP oder die 

Erreichung ökologischer Ergebnisse 

anderer Maßnahmen belasten. 

Begründung 

Frühere Erfahrungen haben uns gelehrt, sehr sorgfältig mit innovativen Maßnahmen ohne 

ökologische Sicherheiten umzugehen. 

 

Änderungsantrag 138 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 79 – Absatz 2 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Verwaltungsbehörde und der 

Monitoringausschuss begleiten jedes 

Entwicklungsprogramm für den ländlichen 

Raum anhand von Finanz-, Ergebnis- und 

Zielindikatoren. 

2. Die Verwaltungsbehörde und der 

Monitoringausschuss begleiten jedes 

Entwicklungsprogramm für den ländlichen 

Raum anhand von Finanz-, Ergebnis-, 

Auswirkungs- und Zielindikatoren. 

Begründung 

Auswirkungsindikatoren sind erforderlich, um zu messen, ob ein Programm zur ländlichen 

Entwicklung eine tatsächliche Wirkung gezeitigt hat. 

 

Änderungsantrag 139 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I – Zeile „Artikel 18 Absatz 3“ – Spalte 4 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Agrarsektor Agrarsektor 

der förderfähigen Investitionen in weniger 

entwickelten Regionen 

der förderfähigen Investitionen in weniger 

entwickelten Regionen 

der förderfähigen Investitionen in 

Regionen in äußerster Randlage 

der förderfähigen Investitionen in 

Regionen in äußerster Randlage 

der förderfähigen Investitionen auf den 

kleineren Inseln des Ägäischen Meeres 

der förderfähigen Investitionen auf den 

kleineren Inseln des Ägäischen Meeres 

der förderfähigen Investitionen in den der förderfähigen Investitionen in den 
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übrigen Regionen 28 Absatz 4 übrigen Regionen 28 Absatz 4 

Sofern die kombinierte Unterstützung den 

Höchstsatz von 90 % nicht übersteigt, 

können die vorgenannten Prozentsätze um 

20 % angehoben werden für 

Sofern die kombinierte Unterstützung den 

Höchstsatz von 90 % nicht übersteigt, 

können die vorgenannten Prozentsätze um 

20 % angehoben werden für 

- sich niederlassende Junglandwirte - sich niederlassende Junglandwirte 

- kollektive Investitionen und integrierte 

Vorhaben 

- kollektive Investitionen und integrierte 

Vorhaben 

- Gebiete mit natürlichen Zwängen gemäß 

Artikel 33 

- Gebiete mit natürlichen Zwängen gemäß 

Artikel 33 

- im Rahmen der EIP unterstützte 

Operationen 

- im Rahmen der EIP unterstützte 

Operationen 

 - Biobauern 

 - Maßnahmen zur Erfüllung von Natura 

2000 und der Rahmenwasserrichtlinie 

 - Agrarumweltregelungen: 

Verarbeitung und Vermarktung von 

Anhang-I-Erzeugnissen 

Verarbeitung und Vermarktung von 

Anhang-I-Erzeugnissen 

der förderfähigen Investitionen in weniger 

entwickelten Regionen 

der förderfähigen Investitionen in weniger 

entwickelten Regionen 

der förderfähigen Investitionen in 

Regionen in äußerster Randlage 

der förderfähigen Investitionen in 

Regionen in äußerster Randlage 

der förderfähigen Investitionen auf den 

kleineren Inseln des Ägäischen Meeres 

der förderfähigen Investitionen auf den 

kleineren Inseln des Ägäischen Meeres 

der förderfähigen Investitionen in den 

übrigen Regionen 28 Absatz 4 

der förderfähigen Investitionen in den 

übrigen Regionen 28 Absatz 4 

Sofern die kombinierte Unterstützung den 

Höchstsatz von 90 % nicht übersteigt, 

können die vorgenannten Prozentsätze für 

im Rahmen der EIP unterstützte 

Operationen um 20 % angehoben werden 

19 Absatz 5 

Sofern die kombinierte Unterstützung den 

Höchstsatz von 90 % nicht übersteigt, 

können die vorgenannten Prozentsätze für 

im Rahmen der EIP unterstützte 

Operationen um 20 % angehoben werden 

19 Absatz 5 

 

Änderungsantrag 140 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I – Zeile „Artikel 31 Absatz 7“  
 

Vorschlag der Kommission 

31(7) Zahlungen im Rahmen 

von Natura 2000 und 

500(*) höchstens je Hektar und 

Jahr im 
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der 

Wasserrahmenrichtlinie 

Anfangszeitraum, der 

fünf Jahre nicht 

überschreitet 

  200(*) höchstens je Hektar und 

Jahr 

  50 mindestens je Hektar 

und Jahr für Zahlungen 

aufgrund der 

Wasserrahmenrichtlinie 

32 Absatz 3 

 

Geänderter Text 

31(7) Zahlungen im Rahmen 

von Natura 2000 und 

der 

Wasserrahmenrichtlinie 

500(*) höchstens je Hektar und 

Jahr 

  50 mindestens je Hektar 

und Jahr für Zahlungen 

aufgrund der 

Wasserrahmenrichtlinie 

32 Absatz 3 

Begründung 

Es gibt keinen Grund, weshalb diese Maßnahme weniger Mittel oder zeitlich begrenzte Mittel 

erhalten sollte. Wenn es erforderlich ist, Maßnahmen durchzuführen, dann werden sie auf der 

Grundlage von Einkommensverlusten/ entstandenen Kosten berechnet und daraufhin sollte 

ein begründetes Niveau festgelegt werden. Es bestehen keine Gründe für diese 

Diskriminierung. 

 

Änderungsantrag 141 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I – Zeile „Artikel 32 Absatz 3“ 
Vorschlag der Kommission 

32(3) Zahlungen für aus 

naturbedingten oder 

anderen spezifischen 

Gründen 

benachteiligte 

Gebiete 

25 mindestens je Hektar 

und Jahr 

  250(*) höchstens je Hektar und 

Jahr 
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  300(*) höchstens je Hektar und 

Jahr in Berggebieten im 

Sinne von Artikel 46 

Absatz 2 34 Absatz 3 

 

Geänderter Text 

32(3) Zahlungen für aus 

naturbedingten oder 

anderen spezifischen 

Gründen 

benachteiligte 

Gebiete 

25 mindestens je Hektar 

und Jahr 

  250(*) höchstens je Hektar und 

Jahr  

  350(*) höchstens je Hektar und 

Jahr in Berggebieten1 

   1 Dieser Höchstsatz 

kann beim Einzelbetrieb 

höher sein, wenn im 

Durchschnitt des 

Gesamtgebiets dieser 

Satz nicht überschritten 

wird. 
 

Änderungsantrag 142 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang III – Teilprogramme 5 und 6 (neu) 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Lösung ökologischer Herausforderungen: 

 Wissenstransfer und 

Informationsmaßnahmen 

 Beratungsdienste, Betriebsführungs- und 

Vertretungsdienste 

 Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen 

 Ökologischer/biologischer Landbau 

 Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 

und der Wasserrahmenrichtlinie 

 Zusammenarbeit 

 Investitionen in materielle 

Vermögenswerte 

 Erhaltung landwirtschaftlicher 
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Bewirtschaftungssysteme mit hohem 

Naturschutzwert (HNVF) 

 Wissenstransfer und 

Informationsmaßnahmen 

 Beratungsdienste, Betriebsführungs- und 

Vertretungsdienste 

 Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse 

und Lebensmittel 

 Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen 

 Ökologischer/biologischer Landbau 

 Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 

und der Wasserrahmenrichtlinie 

 Verbesserung der Artenvielfalt in 

ländlichen Gebieten 

 Zusammenarbeit 

 Investitionen in materielle 

Vermögenswerte 

Begründung 

Die folgenden Maßnahmen sollten ausdrücklich als Schlüsselbedingungen für ein 

Unterprogramm für landwirtschaftliche Bewirtschaftungssysteme mit hohem Naturwert im 

Rahmen der Programme für die ländliche Entwicklung hervorgehoben werden, um die 

Landwirte mit der erforderlichen Unterstützung und den erforderlichen Instrumenten zu 

versehen, damit sie in die Lage versetzt werden, einige unserer wertvollsten 

Bewirtschaftungssysteme in Europa zu erhalten und zu verbessern.  

 

Änderungsantrag 143 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Teil 1 – Tabelle – Spalte 1 – Zeile 4 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

LE Priorität 3: Förderung einer 

Organisation der Nahrungsmittelkette und 

Förderung des Risikomanagements in der 

Landwirtschaft 

LE Priorität 3: Förderung einer 

Organisation der Nahrungsmittelkette in 

der Landwirtschaft 

 

Änderungsantrag 144 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang V – Maßnahmen 4 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 
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Maßnahmen von besonderer Bedeutung 

für die Förderung einer Organisation der 

Nahrungsmittelkette und Förderung des 

Risikomanagements in der 

Landwirtschaft 

entfällt 

Artikel 19 Wiederaufbau von durch 

Naturkatastrophen und 

Katastrophenereignisse geschädigtem 

landwirtschaftlichem 

Produktionspotenzial sowie Einführung 

geeigneter vorbeugender Aktionen 

 

Artikel 25 Vorbeugung von Schäden und 

Wiederherstellung des ursprünglichen 

Zustands von Wäldern nach 

Waldbränden, Naturkatastrophen und 

Katastrophenereignissen 

 

Artikel 28 Gründung von 

Erzeugergruppierungen 

 

Artikel 34 Tierschutz  

Artikel 37 Risikomanagement  

Artikel 38 Ernte-, Tier- und 

Pflanzenversicherung 

 

Artikel 39 Fonds auf Gegenseitigkeit für 

Tierseuchen und Pflanzenkrankheiten 

und Umweltvorfälle 

 

Artikel 40 

Einkommensstabilisierungsinstrument 

 

Begründung 

Das Ziel von Säule 2 ist es Landwirte und Landbewirtschafter in ländlichen Gegenden hin zu 

besseren und resistenteren agraökologischen Systemen zu lenken. 

Risikomanagementmaßnahmen würden die Finanzierung in die ländliche Entwicklung, die 

unbedingt in nachhaltige Praktiken gelenkt werden muss, weiter verringern. 

 

Änderungsantrag 145 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang V – Maßnahmen 3 
 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 17 Qualitätsregelungen für Artikel 17 Qualitätsregelungen für 
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Agrarerzeugnisse und Lebensmittel Agrarerzeugnisse und Lebensmittel 

Artikel 32 - 33 Zahlungen für aus 

naturbedingten oder anderen spezifischen 

Gründen benachteiligte Gebiete 

Artikel 32 - 33 Zahlungen für aus 

naturbedingten oder anderen spezifischen 

Gründen benachteiligte Gebiete 

 Artikel 34 Tierschutz 

Begründung 

Landwirte, die bei der Erzeugung den Tierschutz berücksichtigen, entsprechen den 

Bedürfnissen des Marktes und können für ihre Erzeugnisse einen Spitzenpreis erhalten, was 

ihre Wettbewerbsfähigkeit verbessert. Sie müssen gefördert werden, um auf diese 

Erzeugungssysteme umzusteigen. 
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